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1  Berücksichtigung der allgemeinen Umweltbelange und der Umwelt-
belange auf Grund der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behör-
denbeteiligung 

  

1.1  Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Agri-Photovoltaikanlage 
Bernbach Nord" wurde eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt. Ein Umweltbericht gem. § 2a BauGB als gesonderter Teil 
der Begründung legt die auf Grund der Umweltprüfung ermittelten und 
bewerteten Belange des Umweltschutzes dar.  

Die im Rahmen der frühzeitigen Behördenunterrichtung (gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB) eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen wurden 
nicht gesondert abgewogen, sondern wurden direkt bei der Erstellung 
der Entwurfsfassung vom 08.07.2025 berücksichtigt. 

Die Umweltbelange wurden bei dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan "Agri-Photovoltaikanlage Bernbach Nord" wie folgt berücksichtigt: 

  
1.1.1 Abarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 09.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Amtes für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Kaufbeuren: 

 Stellungnahme: 

Bereich Landwirtschaft: 

Zu vBP 2.7 

Aus Sicht der Ertragsfähigkeit der Gesamtfläche ist u.E. zu prüfen, ob beim 
Anlegen der Anlage eine technische Ausführung gewählt werden kann, die 
eine Durchfeuchtung desunterhalb der PV-Module gelegenen Bodens mit 
Niederschlagswasser ermöglicht. Damit ließen sich in diesem Bereich verbes-
serte Wachstumsbedingungen für den Grasbestand erhalten, was wiederum 
die nutzbare Weidefläche erhöhen würde. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen des Bereichs Landwirtschaft werden zur Kenntnis genom-
men. Es wird geprüft, ob bei der Errichtung der Anlage eine technische Aus-
führung gewählt werden kann, die eine ausreichende Durchfeuchtung des un-
terhalb der PV-Module liegenden Bodens mit Niederschlagswasser ermög-
licht. Die Inhalte der vorliegenden Bauleitplanung sind damit nicht berührt. 
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 Stellungnahme: 

Zu vBP 8.2.4.1-12 

Die naturschutzrechtliche Ausgleichsreglung ist auf der Grundlage des Leit-
fadens "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft" berechnet worden. Mit 
dem Schreiben vom 5.12.2024 des StMB werden für PV-Freiflächenanlagen 
unter gewissen Umständen vereinfachte Verfahren ermöglicht, die in der Re-
gel einen geringeren Ausgleichsbedarf beanspruchen. Es gilt zu prüfen, ob 
unter entsprechenden geringfügigen Änderungen (Ausgrenzung von internen 
Biotopflächen) des Plangebietes und dem -dann eventuell möglichen bedie-
nen "Vereinfachten Verfahrens" - geringere Ausgleichsflächen anzusetzen 
wären. 

Alternativ wäre zu prüfen, ob durch die Nutzungsänderung vom überwiegend 
bestehenden intensiven Grünland (WP3) (sh. 8.2.1.1) zum künftig extensiv ge-
nutzten Weideland entsprechend interne Wertpunkte in der Ausgleichsbe-
rechnung zu generieren sind. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme zum naturschutzfachlichen Ausgleich wird zur Kenntnis 
genommen.  

Gemäß dem Schreiben "Hinweise zur bauplanungsrechtlichen Eingriffsrege-
lung für PV-Freiflächenanlagen" des Bayerisches Staatsministerium für Woh-
nen, Bau und Verkehr (Stand: 05.12.2024) kann für das geplante Vorhaben 
das vereinfachte Verfahren angewandt werden. Unter Einhaltung der darin 
genannten Kriterien kann auf einen externen Ausgleichsbedarf verzichtet 
werden. Hierzu fand auch ein schriftlicher Austausch mit dem Landratsamt 
Ostallgäu statt, welche die Meinung zum nicht benötigten Ausgleich teilen.  

Die allgemeinen Voraussetzungen für das vereinfachte Verfahren sind hierbei:  

- Ausgangszustand der Anlagenfläche ≤ 3 WP gemäß Biotopwertliste  

- hat für Naturhaushalt nur geringe naturschutzfachliche Bedeutung 

- Vorhaben ist PV-Freiflächenanlage 

- keine Ost-West ausgerichteten Anlagen (satteldachförmige Anordnung, 
Projektionsfläche> 60% der Grundfläche) 

- Modulgründung mit Rammpfählen 

- Modulunterkante bis Boden ≥ 80 cm  

Des Weiteren sind die grundsätzlichen Vermeidungsmaßnahmen einzuhalten: 

- Geeignete Standortwahl 

- Aussparen von naturschutzfachlich wertvollen Bereichen 

- Beachtung bodenschutzgesetzlicher Vorgaben 

- Keine Düngung/Pflanzenschutzmittel auf Anlagenfläche 
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- Durchlässigkeit Zaunanlage 

- 15 cm Abstand zum Boden 

- Durchlasselemente 

- ggf. Bereitstellung von Wildkorridoren  

Für das geplante Vorhaben werden alle genannten Punkte eingehalten. 

Aus diesem Grund tritt Anwendungsfall 1 in Kraft, da die Anlagengröße ≤ 25 
Hektar ist und sich die Versiegelung auf der Anlagenfläche ≤ 2,5 % (ohne 
Rammpfähle) befindet.  

Dementsprechend kann auf einen externen Ausgleichsbedarf verzichtet wer-
den. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein Sondergebiet "Agri-
PV-Anlage" nordwestlich der Gemeinde Bidingen ausgewiesen. Die Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Agri-Photovoltaikanlage 
Bernbach Nord" ist erforderlich, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage zu schaffen. 

Der Eingriffsschwerpunkt liegt beim Schutzgut Landschaftsbild sowie beim 
Schutz Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt. Durch die getroffe-
nen Festsetzungen lassen sich negative Auswirkungen auf die Schutzgüter 
verhindern. 

Gemäß dem Schreiben „Hinweise zur bauplanungsrechtlichen Eingriffsrege-
lung für PV-Freiflächenanlagen“ des Bayerisches Staatsministerium für Woh-
nen, Bau und Verkehr (Stand: 05.12.2024) kann für das geplante Vorhaben 
das vereinfachte Verfahren angewandt werden. Unter Einhaltung der darin 
genannten Kriterien kann auf einen externen Ausgleichsbedarf verzichtet 
werden. 

Die allgemeinen Voraussetzungen für das vereinfachte Verfahren sind hierbei:  

− Ausgangszustand der Anlagenfläche ≤ 3 WP gemäß Biotopwertliste  

− hat für Naturhaushalt nur geringe naturschutzfachliche Bedeutung 

− Vorhaben ist PV-Freiflächenanlage 

− keine Ost-West ausgerichteten Anlagen (satteldachförmige Anordnung, 
Projektionsfläche> 60% der Grundfläche) 

− Modulgründung mit Rammpfählen 

− Modulunterkante bis Boden ≥ 80 cm  

Des Weiteren sind die grundsätzlichen Vermeidungsmaßnahmen einzuhalten: 

− Geeignete Standortwahl 

− Aussparen von naturschutzfachlich wertvollen Bereichen 

− Beachtung bodenschutzgesetzlicher Vorgaben 
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− Keine Düngung/Pflanzenschutzmittel auf Anlagenfläche 

− Durchlässigkeit Zaunanlage 15 cm Abstand zum Boden 

− Durchlasselemente 

− ggf. Bereitstellung von Wildkorridoren 

Für das geplante Vorhaben werden alle genannten Punkte eingehalten. 

Aus diesem Grund tritt Anwendungsfall 1 in Kraft, da die Anlagengröße ≤ 25 
Hektar ist und sich die Versiegelung auf der Anlagenfläche ≤ 2,5 % (ohne 
Rammpfähle) befindet.  

Dementsprechend kann auf einen externen Ausgleichsbedarf verzichtet wer-
den. 

  
1.1.2 Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt (Tiere und 

Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 16.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Landratsam-
tes Ostallgäu, Untere Naturschutzbehörde, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen). 

Der Zaun ist so zu errichten, dass die bestehenden Gehölze außerhalb des 
Zauns liegen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde des Landratsamtes Os-
tallgäu wird zur Kenntnis genommen.  

Die Lage des Zaunes wird im Vorhaben- und Erschließungsplan angepasst. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

− Beim Plangebiet handelt es sich überwiegend um intensiv genutztes Grün-
land. Im nördlichen Bereich befindet sich eine Fläche, die als Weide genutzt 
wird. Umgeben wird das Plangebiet in alle Himmelsrichtungen von Wald-
flächen und grenzt auf eine Länge von ca. 606 m direkt an diese an. Im 
Nordöstlichen Teil geht das Plangebiet in weitere Grünflächen über. Süd-
östlich findet sich ein Feldweg, welcher kleinteilig in das Plangebiet hinein-
ragt. Nördlich grenzt das Plangebiet direkt an bestehende Waldflächen an, 
teilweise ragen diese auch in den Geltungsbereich hinein. Dies ist auch auf 
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den südlichen Flächen der Fall, wo einzelne Gehölze in den Geltungsbe-
reich hineinragen. Im westlichen Teil fließt auf einer kleinen Fläche der 
Moosrainbach (Gew. III, auch Krebsgraben genannt). Der Bach wird von 
Gewässerbegleitgehölze eingerahmt, welche anteilig auf der Südseite der 
Fl.-Nr. 481 sowie auf der Westseite der Fl.-Nr. 238 zu finden sind. Die Ge-
hölze sind als gem. § 30 BNatSchG kartiertes Biotop "Südlicher Moosrain-
bach" (Nr. 8130-0054-001) ausgewiesen.  

− Aufgrund der überwiegend intensiven Nutzung des Plangebiets (häufiges 
Befahren, häufige Mahd, Ausbringung von Dünger und Pflanzenschutzmit-
teln, Tritt von Tieren) ist im Bereich des intensiv genutzten Grünlandes eine 
geringe Artenvielfalt gegeben. Der westliche Bereich, in welchem sich die 
gewässerbegleitenden Gehölze befinden, ist von einer höheren Wertigkeit 
im Bezug auf die Artenvielfalt. Auch im Bereich der vorkommenden Ge-
hölze, sowie den dazugehörigen Säumen ist eine erhöhte Artenvielfalt zu 
erkennen.  

− Das überplante Gebiet ist im Hinblick auf die Durchgängigkeit für Tiere, 
wegen der angrenzenden Acker und Waldflächen, unbelastet. Es fallen 
keine Belastung durch Lärm oder Störungen durch Verkehr an.  

− Aufgrund der im Gebiet und im Umfeld ausgeübten Nutzungen sind im Hin-
blick auf die Fauna vorwiegend Ubiquisten bzw. Kulturfolger zu erwarten. 
Um zu prüfen, ob im überplanten Bereich artenschutzrechtlich relevante 
Arten vorkommen, wurde das Gebiet durch einen Biologen begangen 
(siehe artenschutzrechtlicher Kurzbericht der Sieber Consult GmbH in der 
Fassung vom 12.03.2025). Die Ergebnisse sind wie folgt: 

- Offenlandarten wie die Feldlerche, konnten innerhalb des 
Plangebietes nicht festgestellt werden und sind aufgrund 
bestehender Kulisseneffekte durch die umliegenden Ge-
hölze auszuschließen. 

- Ein Vorkommen streng geschützter Reptilienarten wie der 
Zauneidechse ist aufgrund fehlender Habitatelemente 
ebenfalls auszuschließen. Es befinden sich keine geeigne-
ten Strukturen wie besonnte Bereiche/Böschungen, Stein- 
oder Totholzhaufen im Wirkbereich des Vorhabens. 

- Durch das Vorhaben werden keine essenziellen Strukturen 
wie Hecken oder Gehölze überplant, die essenzielle Jagd-
gebiete oder Leitlinien für Fledermäuse darstellen könnten.  

- Durch die landwirtschaftliche Nutzung wird den Freiflächen 
des Plangebietes keine besondere Bedeutung als Nah-
rungshabitat zugesprochen. Die Waldränder weisen jedoch 
vereinzelt Totholz auf, was sich prinzipiell als Quartier für 
Fledermäuse eignet. Ein Eingriff in diese findet jedoch nicht 
statt. Nutzungen von Bereichen entlang des Waldes insbe-
sondere im Bereich des Bernbachs als Flugroute und Jagd-
habitat sind ebenfalls möglich. 

- Die an die Plangebiete angrenzenden Bäche und Wiesen-
gräben bieten potenziellen Lebensraum für Libellen.  
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- Ein vereinzeltes Vorkommen von Amphibien im Bereich des 
Baches ist nicht auszuschließen. Habitatbedingt ist ein Vor-
kommen streng geschützter Arten wie Laubfrosch oder 
Kammmolch jedoch auszuschließen.  

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine mittlere Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Durch den Bau der Agri-Photovoltaikanlage geht die aktuelle Nutzung 
durch die Landwirtschaft teilweise verloren (festgesetzte Extensivnut-
zung). 

− Ein Flächenverlust bzw. eine Versiegelung findet bezogen auf die Gesamt-
fläche nur in geringem Ausmaß statt (punktuell im Bereich der Einrammun-
gen der Modultischständer und Zaunverankerungen, flächig im Bereich der 
Transformatoren- und Übergabestation, der notwendigen Nebengebäude 
und der Batteriespeichersysteme). In diesen Bereichen geht zudem der Le-
bensraum der dort vorkommenden Tiere und Pflanzen verloren. 

− Zu den umgebenden Waldflächen wird mit der Bebauung ein Abstand von 
mindestens 6 m eingehalten. Zu den Biotopen beträgt der Abstand min-
destens 10 m. Durch den gewählten Abstand kann eine Beeinträchtigung 
besagter Strukturen verhindert werden. Auch ermöglicht der Abstand zum 
Wald, dass die angrenzenden Waldflächen auch zukünftig forstwirtschaft-
lich bearbeitet werden können. Die an der Grenze des Plangebiets vorkom-
menden Gehölze werden durch Festsetzung erhalten.  

− Dadurch, dass sich die Fläche in der Mitte von Waldflächen befindet, wird 
ein Großteil des Windes von den umgebenden bewaldeten Flächen abge-
leitet. Die Gefahr durch Windwurf ist vergleichsweise gering. Dennoch 
kann es im Rahmen von Sturmereignissen zu umstürzenden Bäumen kom-
men, welche die PV-Module beschädigen und zu Verschmutzungen der 
Umwelt durch austretende Schadstoffe führen könnten. Das Risiko für Ver-
schmutzungen der Umwelt kann im Kontext der geplanten, auf Silizium-
technologie basierenden Module und aufgrund der Fernüberwachung (Un-
fälle werden schnell bemerkt und behoben) als gering eingestuft werden. 
Von Seiten des Vorhabenträgers können bei entsprechenden Schäden 
keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht werden.  

− Die zukünftige Nutzung der Fläche sieht eine einmalige Mahd vor, die Mitte 
bis Ende Mai durchgeführt wird. Anschließend wird die Fläche als Weide 
für Rinder genutzt, die sich bis Mitte Oktober dort aufhalten. Eine Düngung 
erfolgt künftig nicht mehr. Unter diesen Voraussetzungen bleibt die land-
wirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich, gleichzeitig findet jedoch über 
die Jahre ein Nährstoffentzug statt. Dies führt zu einer extensiveren Be-
wirtschaftung im Vergleich zur bisherigen Nutzung und fördert die Ent-
wicklung eines artenreicheren Bestandes. Die landwirtschaftliche Nutzung 
steht dabei weiterhin im Vordergrund, was das Ziel einer Agri PV-Anlage 
ist.  

− Durch die Einzäunung des Geländes wird die Durchgängigkeit vor allem für 
größere Tiere eingeschränkt. Durch entsprechende Festsetzung (siehe 
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Aufzählung unten) wird die Durchgängigkeit besonders für kleinere Tiere 
weitestgehend erhalten.  

− Seitens des Anlagenbetreibers bestehen auch keinerlei Ansprüche auf 
Rücknahme des Waldtraufs. Möglicherweise auftretende negative Auswir-
kungen des angrenzenden Waldbestandes auf die Solaranlage sind hinzu-
nehmen. Hierzu zählen auch eventuelle wirtschaftliche Einbußen aufgrund 
der aktuellen oder zukünftigen Beschattungssituation durch die stetig 
wachsenden Waldbäume.  

− Die im näheren Umfeld aufgezählten Biotope werden aufgrund des Inhaltes 
der Planung, der aufgenommenen Festsetzungen zur Vermeidung und Mi-
nimierung und der Einhaltung entsprechender Abstände nicht vom Vorha-
ben beeinträchtigt. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung können die 
Auswirkungen auf das Schutzgut Arten und Lebensräume reduziert wer-
den. Hierzu werden folgende planungsrechtliche Festsetzungen aufge-
nommen: 

- Während der Bauarbeiten und auch im Zuge von späteren 
Wartungsarbeiten ist sicherzustellen, dass keine Bodenver-
unreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sons-
tige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stof-
fen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahr-
zeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt wer-
den. 

- Durch die festgesetzte Pflanzbindung und private Grünflä-
che können die außerhalb des Baufensters bestehenden 
Bäume erhalten werden. Bei Abgang sind diese durch 
Neupflanzungen zu ersetzen.  

- Eine Beleuchtung der Anlage ist unzulässig. 

- Um fehlgeleitete Eiablagen von wassergebundenen Insek-
ten zu vermeiden, dürfen nur Module zum Einsatz kommen 
die eine Antireflexbeschichtung aufweisen. 

- Der Einfriedung dienende bauliche Anlagen (z. B. Zäune, 
Schiebetor) müssen mit Ausnahme erforderlicher Punktfun-
damente zur Geländeoberkante hin einen Höhenabstand 
von mind. 0,20 m zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen 
aufweisen. Ausgenommen hiervon ist der Zaun entlang der 
im Geltungsbereich gelegenen Gemeindestraße. Hier ist aus 
Gründen der Verkehrssicherheit zur Vermeidung von Wild-
unfällen die Unterkante des Zaunes bis zur Geländeober-
kante zu verlegen. 

− Bei Einhaltung der im artenschutzrechtlichen Kurzbericht genannten Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände nicht zu erwarten (siehe artenschutzrechtlicher Kurzbe-
richt der Sieber Consult GmbH in der Fassung vom 12.03.2025): 

- Um Störungen durch die Bauphasen für am Waldrand brü-
tende Vögel zu vermeiden, ist eine Bauzeitenregelung zu 
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beachten. Bauzeiten dürfen nicht während der Hauptbrut-
zeit zwischen Mitte März- Anfang Juli stattfinden. 

- Eingriffe in das gemäß § 30 BNatSchG geschützte Biotop 
"Südlicher Moosrain-bach" (Nr. 8130-0054-001) am westli-
chen Rand des Plangebietes müssen vermieden werden. 

- Um für Libellen die Verwechslung der PV-Module mit Ge-
wässerbereichen zu minimieren, ist es zu empfehlen, ent-
spiegelte PV-Module mit max. 3 % Reflexionsgrad einzuset-
zen. Dadurch kann die Verwechslung mit tatsächlichen Ei-
ablageplätzen weitestgehend vermieden werden. Zudem 
muss mind. 5 m Abstand der Module zu den Bachläufen und 
Wiesengräben eingehalten werden. Die Bachläufe dürfen 
nicht überplant werden. 

- Um die Durchwanderbarkeit der Fläche für Kleintiere (Am-
phibien) zu gewährleisten, sind Zäune und Mauern durch-
lässig zu gestalten. Ein Mindestabstand von 0,20 m zwi-
schen Zaununterkante und Boden ist einzuhalten. Mauern 
und Palisaden als Einfriedungen sind unzulässig. 

- Gemäß § 39 Abs.5 BNatSchG ist es verboten, in der Zeit vom 
01.03. bis 30.09. außerhalb des Waldes vorkommende 
Bäume, Sträucher oder andere Gehölze zu roden. Sollte es 
doch zu notwendigen Gehölzbeseitigungen kommen, so 
müssen diese außerhalb der Brutzeit von Vögeln zwischen 
dem 01.10. und dem 28.02. des jeweiligen Jahres erfolgen. 

Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen kann der 
Eingriff in das Schutzgut Arten und Lebensräume insgesamt als gering be-
wertet werden. 

  

1.1.3 Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 15.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Staatliches Bauamt, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, ist ent-
sprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsge-
mäß und schadlos zu entsorgen. Hierüber sind Nachweise zu führen und dem 
Landratsamt auf Verlangen vorzulegen. 

- Bei der Gründung mit Rammpfählen ist auf Alternativen zu verzinktem Stahl 
auszuweichen (Aluminium, Edelstahl oder wirkungsstabile Beschichtungen). 
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- Aufgrund der Größe der Anlage ist gemäß § 4 Abs. 5 BBodSchV eine Boden-
kundliche Baubegleitung durchzuführen. 

- Es ist eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 für die Bau- und 
Rückbauphase zu beauftragen 

- Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person muss über 
die notwendige Sach- und Fachkunde verfügen und diese nachweisen 

- Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person ist der Ge-
nehmigungsbehörde vor Beginn der Bauphase bzw. des Baus und Rückbaus 
zu nennen 

- Die bodenkundliche Baubegleitung muss der Genehmigungsbehörde regel-
mäßig Bericht Erstatten 

- Die Modulabstände sind so zu wählen, dass anfallendes Niederschlagswas-
ser versickern kann und die Bodenfunktionen durch Verschattung nicht ne-
gativ beeinträchtigt werden. 

Im Rahmen einer bodenschonenden Arbeitsweise sind folgende Maßnahmen 
durchzuführen: 

- Durchführung der Baumaßnahmen bei ausreichender Bodentrockenheit 

- Verwendung von Baumaschinen mit geringem Bodendruck (Radfahrwerke 
mit Niederdruckreifen, Kettenlaufwerke), max. Bodenpressung 0,4 kg/cm² 

- Für die Hauptzufahrt Anlage einer temporären Baustraße durch Verlegung 
von Geotextil und Schüttung einer Kiestragschicht auf der Grasnarbe oder 
Verwendung von Baggermatratzen 

- Für die Leitungsgräben getrennter Aushub von Ober- und Unterboden, 
schichtengerechter Wiedereinbau nach der Leitungsverlegung 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme zum Schutzgut Boden wird zur Kenntnis genommen.  

Schadstoffbelasteter Boden sowie anfallender Erdaushub werden gemäß den 
geltenden abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen ordnungsge-
mäß und schadlos entsorgt. Über die Entsorgung wird Nachweis geführt, der 
auf Verlangen dem Landratsamt vorgelegt wird. 

Bei der Gründung mittels Rammpfählen wird auf den Einsatz von verzinktem 
Stahl verzichtet. Gemäß Festsetzung 2.7 "Ableitung von Niederschlagswas-
ser" sind für alle bau-konstruktiven Elemente, die großflächig mit Nieder-
schlagswasser in Kontakt kommen (z. B. Modulflächen, Unterkonstruktionen), 
Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig – sofern diese 
nicht dauerhaft mit geeigneten Materialien (z. B. Kunststoffbeschichtung) ge-
gen Niederschlagswasser abgeschirmt werden. 

Aufgrund der Größe der Anlage ist man sich darüber bewusst eine bodenkun-
dliche Baubegleitung zu beauftragen, die über die erforderliche Sach- und 
Fachkunde verfügt. Die Beauftragung wird der Genehmigungsbehörde vor 
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Beginn der Bauphase sowie vor dem Rückbau mitgeteilt. Die bodenkundliche 
Baubegleitung erstattet der Genehmigungsbehörde regelmäßig Bericht, 
überwacht eine bodenschonende Bauweise und stellt sicher, dass die fest-
gelegten und genannten Maßnahmen konsequent umgesetzt werden. 

Die genannten Hinweise werden unter Ziffer 5.9 "Bodenschutz" ergänzt. 

Die Modulabstände sind so gewählt, dass das anfallende Niederschlagswas-
ser vollständig versickern kann und die natürlichen Bodenfunktionen durch 
Verschattung nicht erheblich beeinträchtigt werden. 

Die genannten Maßnahmen zur bodenschonenden Arbeitsweise werden un-
ter Ziffer 5.9 "Bodenschutz" ergänzt. 

 Stellungnahme vom 07.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Untere Bodenschutzbehörde, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustän-
digkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Altlasten: 

Die vorliegende Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich des vorha-
ben. BPlan "Freiflächen-Photovoltaikanlage Bernbach Nord" wurde in Bezug 
auf Altlasten und Altablagerungen überprüft. 

Nach den bei der Unteren Bodenschutzbehörde vorliegenden Unterlagen be-
finden sich im Geltungsbereich des Planes keine altlastverdächtigen Ablage-
rungen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass innerhalb des Geltungsbereichs keine 
altlastverdächtigen Ablagerungen vorhanden sind. 

 Stellungnahme: 

Schutzgut Boden: 

Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, ist ent-
sprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsge-
mäß und schadlos zu entsorgen. 

Hierüber sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vor-
zulegen. 

- Bei der Gründung mit Rammpfählen ist auf Alternativen zu verzinktem Stahl 
auszuweichen (Aluminium, Edelstahl oder wirkungsstabile Beschichtungen). 
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- Aufgrund der Größe der Anlage ist gemäß § 4 Abs. 5 BBodSchV eine Boden-
kundliche Baubegleitung durchzuführen. 

- Es ist eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 für die Bau- und 
Rückbauphase zu beauftragen 

- Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person muss über 
die notwendige Sach- und Fachkunde verfügen und diese nachweisen 

- Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person ist der Ge-
nehmigungsbehörde vor Beginn der Bauphase bzw. des Baus und Rückbaus 
zu nennen 

- Die bodenkundliche Baubegleitung muss der Genehmigungsbehörde regel-
mäßig Bericht Erstatten 

- Die Modulabstände sind so zu wählen, dass anfallendes Niederschlagswas-
ser versickern kann und die Bodenfunktionen durch Verschattung nicht ne-
gativ beeinträchtigt werden. 

Im Rahmen einer bodenschonenden Arbeitsweise sind folgende Maßnahmen 
durchzuführen: 

- Durchführung der Baumaßnahmen bei ausreichender Bodentrockenheit 

- Verwendung von Baumaschinen mit geringem Bodendruck (Radfahrwerke 
mit Niederdruckreifen, Kettenlaufwerke), max. Bodenpressung 0,4 kg/cm² 

- Für die Hauptzufahrt Anlage einer temporären Baustraße durch Verlegung 
von Geotextil und Schüttung einer Kiestragschicht auf der Grasnarbe oder 
Verwendung von Baggermatratzen 

- Für die Leitungsgräben getrennter Aushub von Ober- und Unterboden, 
schichtengerechter Wiedereinbau nach der Leitungsverlegung 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Hinweise zum Schutzgut Boden werden zur Kenntnis genommen. 

Die Versiegelung des Bodens fällt im Zuge der Errichtung einer Agri-PV-An-
lage insgesamt gering aus. Zudem wird darauf geachtet, die Versiegelung ins-
besondere im Bereich der Zuwegungen, der Trafostationen sowie im Bereich 
der Rammprofile auf das notwendige Minimum zu beschränken. 

Sollte bei Aushubarbeiten schadstoffbelasteter Boden anfallen, wird dieser 
entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ord-
nungsgemäß und schadlos entsorgt. Hierüber wird ein entsprechender Nach-
weis geführt, der bei Bedarf dem Landratsamt vorgelegt werden kann. 

Bei der Gründung mittels Rammpfählen wird auf den Einsatz von verzinktem 
Stahl verzichtet. Gemäß Festsetzung 2.7 "Ableitung von Niederschlagswas-
ser" sind für alle bau-konstruktiven Elemente, die großflächig mit Nieder-
schlagswasser in Kontakt kommen (z. B. Modulflächen und Unterkonstruktio-
nen), Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern 
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diese nicht dauerhaft durch geeignete Materialien (z. B. Kunststoffbeschich-
tung) gegen Niederschlagswasser abgeschirmt werden. 

Aufgrund der Größe der Anlage ist vorgesehen, eine bodenkundliche Baube-
gleitung zu beauftragen, die über die erforderliche Sach- und Fachkunde ver-
fügt. Die Beauftragung wird der Genehmigungsbehörde vor Beginn der Bau-
phase sowie vor dem Rückbau mitgeteilt. Die bodenkundliche Baubegleitung 
berichtet regelmäßig an die Genehmigungsbehörde, überwacht eine boden-
schonende Bauweise und stellt sicher, dass die festgelegten Maßnahmen 
konsequent umgesetzt werden. 

Die genannten Hinweise und Maßnahmen wurden bereits unter Ziffer 5.9 "Bo-
denschutz" ergänzt. Die Modulabstände sind so gewählt, dass das anfallende 
Niederschlagswasser vollständig versickern kann und die natürlichen Boden-
funktionen durch Verschattung nicht erheblich beeinträchtigt werden. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

− Gemäße der GK 25 liegt der östliche Bereich in der geogloischen Einheit 
von würmzeitlichen Moräne (Till), welche überwiegend aus Kies bis Blöcke, 
sandig bis schluffig oder Schluff, tonig bis sandig, kiesig bis blockig (Till, 
korn- oder matrixgestützt) besteht. Der westliche Bereich liegt in der geo-
logischen Einheit von würmzeitlichen Geschiebemergel (Till, matrixge-
stützt), welche überwiegend aus Schluff, wechselnd kiesig bis blockig, 
tonig bis sandig (Till, matrixgestützt), z. T. Grundmoräne ohne lithologische 
Differenzierung besteht.  

− Aus dem Gestein haben sich gemäß der Übersichtsbodenkarte von Bayern 
im westlichen Bereich Gleye mit weitem Bodenartenspektrum (Moräne), 
verbreitet mit Deckschicht, selten Moore; im Untergrund überwiegend car-
bonathaltig entwickelt. Der östliche, größere Bereich besteht aus Hangg-
leye und Quellengleye aus Substraten unterschiedlicher Herkunft mit wei-
tem Bodenartenspektrum.  

− Die Böden sind im Bereich der intensiv genutzten Wiese unversiegelt. Auf-
grund der gegenwärtigen Nutzungen ist davon auszugehen, dass die Bö-
den im Plangebiet weitestgehend unverändert vorliegen und ihre natürli-
chen Bodenfunktionen nahezu unbeeinträchtigt erfüllen können.  

− Die natürlichen Bodenfunktionen basierend auf der Reichsbodenschätzung 
(Bodenschätzung im BayernAtlas Plus, geoportal.bayern.de) sowie der Ar-
beitshilfe "Das Schutzgut Boden in der Planung" des Bayerischen Landes-
amtes für Umweltschutz werden wie folgt bewertet: 

− Gemäß Reichbodenschätzung findet sich im Untersuchungsgebiet 
Lehm(L) mit einer Zustandsstufe von 2 und einer Grünlandzahl von 41, 45, 
46 und 47.  

− Unversiegelte Böden wirken auf den natürlichen Wasserhaushalt ausglei-
chend und vermindern oberflächlichen Abfluss sowie Hochwasserereig-
nisse. Dieses sogenannte Retentionsvermögen (bei Niederschlagsereig-



 

 Gemeinde Bidingen  Zusammenfassende Erklärung zum  
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Agri-Photovoltaikanlage Bernbach Nord"  

zur Fassung vom 04.03.2026 

Seite 14 

nissen) der Böden im Plangebiet ist mit der Wertklasse 4 als hoch einzu-
stufen, sodass dieses Vermögen in seiner Funktion möglichst erhalten blei-
ben sollte. 

− Auch das Rückhaltevermögen des Bodens für Schwermetalle, deren Ein-
träge Folge verschiedenster anthropogener Aktivitäten sein können, wird 
mit Wertklasse 4 als hoch bewertet. 

− Die natürliche Ertragsfähigkeit beschreibt die Fähigkeit eines Bodens Bio-
masse zu produzieren. Böden mit einer hohen Ertragsfunktion sollten un-
bebaut und damit der Nahrungsmittelproduktion vorbehalten bleiben. Ge-
mäß der Reichsbodenschätzung wurde für den im Plangebiet anstehenden 
Boden eine Grünlandzahl von 44 (Durchschnitt) ermittelt, was nach der 
landesweiten Bewertungsskala einer mittleren Ertragsfähigkeit (Wertklasse 
3) entspricht. Da in der Region der Großteil der Böden ähnliche Grünland-
zahlen aufweist, kann davon ausgegangen werden, dass die Ertragsfähig-
keit auch im regionalen Vergleich im mittleren Bereich liegt. 

− Das Standortpotenzial für die natürliche Vegetation beschreibt die Eignung 
eines Bodens zur Ansiedlung potenziell natürlicher Pflanzengesellschaften. 
Da die Grünlandzahl mit 44 (Durchschnitt) und somit auch die natürliche 
Ertragsfähigkeit regional im oberen Bereich liegen, wird aus Sicht des Na-
turschutzes von einer eher niedrigeren Wahrscheinlichkeit ausgegangen, 
im Plangebiet hochwertige Lebensgemeinschaften anzutreffen bzw. 
Standorte für deren Ansiedlung anzutreffen. Die genaue Einschätzung des 
Standortpotenzials für die natürliche Vegetation kann jedoch nur experten-
gestützt erfolgen. 

− Insgesamt ergibt sich daraus eine Gesamtbewertung von "hoch". 

− Dem Boden im Plangebiet kommt keine besondere Bedeutung als natur- 
oder kulturgeschichtliches Archiv zu (Bodendenkmal, Eiszeitliche Struktu-
ren wie Drumlins, Flussterrassen etc.).  

− Geotope kommen im Plangebiet nicht vor. 

− Für das Plangebiet sind keine Georisiken bekannt. 

− Die Böden im Plangebiet werden auf der gesamten Fläche landwirtschaft-
lich genutzt. Aufgrund des guten Flächenzuschnitts und der hohen Ertrags-
fähigkeit handelt es sich um wichtige Ertragsstandorte.  

− Altlastenstandorte sind keine bekannt.  

− Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. Mit 
landschaftstypischen und ortsüblichen Erschwernissen bei der Ausführung 
der Baumaßnahmen muss jedoch gerechnet werden. 

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine hohe Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Während der Bauzeit wird ein Teil der Bodenflächen für Baustelleneinrich-
tungen und Baustraßen beansprucht und dadurch möglicherweise verdich-
tet sowie durch Staub- und u. U. auch Schadstoffemissionen belastet. 
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− Die verkehrliche Erschließung erfolgt über den südöstlichen Feldweg. Es 
treten neuversiegelte Bereiche hinzu. Auf den versiegelten Flächen können 
die Böden ihre Funktionen nicht mehr erfüllen. 

− Da die Aufständerungen ohne Fundamente im Boden verankert werden 
(Pfahlgründung), fällt Erdaushub nicht in relevantem Maße an. Nachteilige 
Auswirkungen auf tiefere Bodenschichten sind aufgrund des begrenzten 
Eingriffs durch die Errichtung der Modulgründungen nicht zu erwarten. 

− Ein Flächenverlust bzw. eine Versiegelung findet bezogen auf die Gesamt-
fläche nur in geringem Ausmaß statt (punktuell im Bereich der Einrammun-
gen der Modultischständer und Zaunverankerungen, flächig im Bereich der 
Transformatoren- und Übergabestation, der notwendigen Nebengebäude 
und der Batteriespeichersysteme). Auf den versiegelten Flächen kann der 
Boden seine Funktionen nicht länger erfüllen. 

− Nach Abschluss der Bauarbeiten ist mit der erneuten zügigen Ausbildung 
einer geschlossenen Vegetationsdecke zu rechnen, so dass nicht mit ei-
nem Bodenabtrag durch Wind- oder Wassererosion gerechnet werden 
muss. 

− Die Fläche wird auch zukünftig der landwirtschaftlichen Nutzung zur Ver-
fügung stehen und überwiegend mit Rindern beweidet.  

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung können die 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden reduziert werden. Hierzu werden 
folgende planungsrechtliche Festsetzungen aufgenommen: 

- Private Grünfläche der PV-Anlage ohne bauliche Anlagen. 
Der Boden kann in den unversiegelten Bereichen auch wei-
terhin als Puffer und Zwischenspeichern agieren. 

- Während der Bauarbeiten und auch im Zuge von späteren 
Wartungsarbeiten ist sicherzustellen, dass keine Bodenver-
unreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sons-
tige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stof-
fen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahr-
zeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt wer-
den. 

- Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich Wasser 
ohne Zusätze verwendet werden. 

- Zufahrten und untergeordnete Wege sind ausschließlich mit 
wasserdurchlässigen Belägen (z. B. in Splitt verlegtes Pflas-
ter mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengittersteine, 
Schotterrasen) zulässig. 

- Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nie-
derschlagswasser in Berührung kommen, sind Oberflächen 
aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern 
diese Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Materialien 
(z. B. Kunststoffbeschichtung) dauerhaft gegen Nieder-
schlagswasser abgeschirmt werden. 

- Überschüssiger Erdaushub ist gem. den Anforderungen des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) in 
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Verbindung mit der Nachweisverordnung (NachWV) zu ent-
sorgen. Dabei ist eine weitestgehende Verwertung anzu-
streben. 

- Die Hinweise zum Bodenschutz sind zu berücksichtigen. Im 
Zuge der Vermeidungsmaßnahmen ist eine bodenkundliche 
Baubegleitung durchzuführen. Die entsprechende Person 
muss sachkundig sein und hat dies entsprechend bei der 
Genehmigungsbehörde nachzuweisen. Die bodenkundliche 
Baubegleitung muss der genehmigenden Behörde regelmä-
ßig Bericht erstatten. 

- Im Durchführungsvertrag wird geregelt, dass die Anlage 
nach Ablauf der Nutzungsdauer wieder vollständig zurück-
zubauen und der Boden so wiederherzustellen ist, dass eine 
landwirtschaftliche Nutzung der Fläche wie vor dem Bau der 
Agri-Photovoltaikanlage möglich ist. Die Flächen im Plange-
biet werden wieder in ihren ursprünglichen Zustand zurück-
versetzt. 

Aufgrund der geringen Versiegelung durch die Ständer der PV-Module ist die 
Eingriffsstärke in Verbindung mit den festgesetzten Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen als gering zu bewerten. 

  

1.1.4 Schutzgut Wasser und Wasserwirtschaft (Wasser; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a und Nr. 8 Buchst. e BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 24.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Untere Wasserrechtsbehörde, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Schutz- oder Vorbehaltgebiete sind nicht betroffen.  

Auf dem Einsatz von Reinigungsmitteln (einschließlich biologisch abbaubarer 
Produkte) zur Reinigung der Solarmoduloberflächen soll laut Begründung ver-
zichtet werden.  

Eine Reinigung der Module mit Reinigungsmitteln ist nur dann zulässig, wenn 
das Reinigungswasser komplett aufgefangen und auf einer Kläranlage ent-
sorgt wird.  

Während der Bauarbeiten und auch im Zuge von späteren Wartungsarbeiten 
ist sicherzustellen, dass keine Bodenverunreinigungen durch Kraft- und Be-
triebsstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen 
Stoffen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahrzeuge, Geräte und 
Maschinen dürfen nicht eingesetzt werden.  
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Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Niederschlagswasser 
in Berührung kommen, sind Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei 
unzulässig.  

Die oben genannten Vorgaben sind alle im Entwurfstext integriert. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Schutz- oder Vorbehaltsgebiete nicht 
betroffen sind.  

Wie seitens des Landratsamtes darauf hingewiesen, sind die aufgezählten 
Vorgaben bereits Teil des Entwurfstextes. 

 Stellungnahme: 

Damit sind die wesentlichen wasserwirtschaftlichen Anforderungen erfüllt. 
Einzig die Angaben zur Ausführung der Trafostation sind nicht enthalten.  

Trafostationen über ein ausreichend dimensioniertes Ölauffangbecken verfü-
gen, damit im Falle einer Havarie bei einer Betriebsstörung oder beim Ölwech-
sel ausgelaufenes Isolationsöl zurückgehalten werden kann und nicht auf un-
befestigte Flächen ablaufen kann! Üblicherweise sind diese Auffangwannen 
in den Trafostationen bereits vorinstalliert. Ein Verweis darauf wäre wün-
schenswert. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme zur Notwendigkeit eines ausreichend dimensionierten 
Ölauffangbeckens der Trafostationen wird zur Kenntnis genommen. Es wurde 
ein entsprechender Hinweis aufgenommen. 

 Stellungnahme vom 12.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Wasser-
wirtschaftsamtes Kempten: 

 Stellungnahme: 

Wir haben bereits im Verfahren Stellung (27.05.2024) genommen. 

Unsere Stellungnahme haben Sie berücksichtigt. Es bestehen daher keine 
grundsätzlichen wasserwirtschaftlichen Einwände zu o. g. Vorhaben. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts Kempten wird begrüßt. Eine 
Abwägung bzw. Berücksichtigung war nicht erforderlich. 
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 Stellungnahme vom 16.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Wasserwirt-
schaftsamtes Kempten: 

 Stellungnahme: 

Unsere Stellungnahme haben Sie berücksichtigt. Es bestehen daher keine 
grundsätzlichen wasserwirtschaftlichen Einwände zu u. g. Vorhaben. 

Sollten sich Rückfragen ergeben, stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Kempten wird begrüßt. Eine 
Abwägung bzw. Berücksichtigung war nicht erforderlich. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme, Schutzgut Wasser: 

− Im westlichen Teil fließt auf einer kleinen Fläche der Moosrainbach (Gew. 
III Ordnung, auch Krebsgraben genannt). Der Bach ist Teil des gemäß § 30 
BNatSchG kartierten Biotop "Südlicher Moosrainbach" (Nr. 8130-0054-
001). Weitere Oberflächengewässer sind nicht zu finden. 

− Über den Wasserhaushalt und die Grundwasserverhältnisse liegen keine 
Informationen vor. Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass oberflächig 
anstehendes Grundwasser vorherrscht.  

− Eine Versiegelung innerhalb des Plangebietes ist nicht gegeben und der 
Boden fungiert breitflächig als Puffer und Speicher für anfallendes Nieder-
schlagswasser. 

− Das geplante Vorhaben liegt vollständig in der Gebietskulisse „wassersen-
sibler Bereich“. 

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung, Schutzgut Wasser: 

− Im westlichen Teil fließt auf einer kleinen Fläche innerhalb des Geltungs-
bereichs der Moosrainbach (Gew. III Ordnung, auch Krebsgraben genannt). 
Der Bach ist Teil des gemäß § 30 BNatSchG kartierten Biotop "Südlicher 
Moosrainbach" (Nr. 8130-0054-001). Die geplante Bebauung hält einen 
Abstand von mindestens 10 m zu dem bestehenden Gewässer ein. Eine 
Negativentwicklung ist damit nicht gegeben.  

− Aufgrund der Überdeckung mit Solarmodulen trifft das Niederschlagswas-
ser zukünftig an weniger Stellen konzentriert statt flächendeckend auf. 
Dies verändert den oberflächigen Wasserhaushalt und ändert damit auch 
die Zusammensetzung der vorkommenden Arten. Für den Wasserhaushalt 
insgesamt und die Grundwasserneubildung ergeben sich keine wesentli-
chen Veränderungen. 
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− Ein Flächenverlust bzw. eine Versiegelung findet bezogen auf die Gesamt-
fläche nur in geringem Ausmaß statt (punktuell im Bereich der Einrammun-
gen der Modultischständer und Zaunverankerungen, flächig im Bereich der 
Transformatoren- und Übergabestation, der notwendigen Nebengebäude 
und der Batteriespeichersysteme). Die aufgeständerten Photovoltaikmo-
dule sind ohne Fundament zu gründen. 

− Die verkehrliche Erschließung erfolgt über den südöstlichen Feldweg. Es 
treten neuversiegelte Bereiche hinzu. Auf den versiegelten Flächen kann 
anfallendes Niederschlagswasser weiterhin nicht versickern 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung können die 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser reduziert werden. Hierzu werden 
folgende planungsrechtliche Festsetzungen aufgenommen: 

- Während der Bauarbeiten und auch im Zuge von späteren 
Wartungsarbeiten ist sicherzustellen, dass keine Bodenver-
unreinigungen durch Kraft- und Betriebsstoffe oder sons-
tige wassergefährdende Stoffe eintreten. Mit solchen Stof-
fen oder belastetem Bodenmaterial kontaminierte Fahr-
zeuge, Geräte und Maschinen dürfen nicht eingesetzt wer-
den. 

- Zur Reinigung der Solarmodule darf ausschließlich Wasser 
ohne Zusätze verwendet werden. 

- Zufahrten und untergeordnete Wege sind ausschließlich mit 
wasserdurchlässigen Belägen (z. B. in Splitt verlegtes Pflas-
ter mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengittersteine, 
Schotterrasen) zulässig. 

- Auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen ist Nieder-
schlagswasser auf dem Grundstück über die belebte Bo-
denzone (z. B. Muldenversickerung, Flächenversickerung) in 
den Untergrund zu versickern. 

- Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nie-
derschlagswasser in Berührung kommen, sind Oberflächen 
aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern 
diese Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Materialien 
(z. B. Kunststoffbeschichtung) dauerhaft gegen Nieder-
schlagswasser abgeschirmt werden. 

Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt 
ein geringer Eingriff in das Schutzgut. 

Bestandsaufnahme, Schutzgut Wasserwirtschaft: 

− Momentan fallen im Gebiet keine Abwässer an. 

− Anfallendes Niederschlagswasser versickert breitflächig über die belebte 
Oberbodenschicht bzw. fließt oberflächig über diese ab. 

− Das Gelände weist ein leichtes Gefälle von Osten nach Westen hin auf, 
wobei es zu gemäßigt abfließendem Hangwasser kommen kann. 
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Prognose bei Durchführung, Schutzgut Wasserwirtschaft: 

− Durch die Errichtung und den Betrieb der Agri-Photovoltaikanlage fällt kein 
Schmutzwasser an. 

− Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser wird vor Ort über die be-
lebte Bodenzone versickert. Der Grundwasserstand wird durch die Umset-
zung der Planung nicht verändert. 

− Eine Anbindung an die Trinkwasserversorgung ist nicht erforderlich. 

− Gefahrenflächen für extreme (HQextrem) oder hundertjährige Hochwasser 
(HQ100) sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

  

1.1.5 Schutzgut Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. a und  h BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

− Das Plangebiet liegt großklimatisch betrachtet im Staubereich der Alpen. 
Die mittlere Jahresniederschlagsmenge ist daher mit etwa 1427 mm relativ 
hoch. Da das Gebiet auf einer Höhe von ca.800 m ü. NN liegt, fällt ein gro-
ßer Teil des Niederschlags als Schnee. Die Jahresmitteltemperatur ist 
niedrig und beträgt etwa 7,5°C. Der Föhn, der als Fallwind von den Alpen 
kommt, kann vor allem im Winter wärmere Luftmassen herantragen. 
(https://de.climate-data.org/europa/) 

− Die offenen Flächen des Plangebietes dienen der lokalen Kaltluftproduk-
tion, während die angrenzenden Feldgehölze und Bäume Frischluft produ-
zieren. Es handelt sich um einen Bereich mit klimatisch wirksamen Luftaus-
tauschbahnen. Aufgrund der Lage im Wald, bestehen keine direkte Auswir-
kung auf die Luftqualität im urbanen Raum. 

− Durch die nicht vorhandene Versieglung im Plangebiet ist keine Wärmeab-
strahlungen gegeben. 

− Messdaten zur Luftqualität liegen nicht vor. Durch die intensive landwirt-
schaftliche Nutzung des Plangebietes und der anliegenden Flächen kann 
es zeitweise zu belästigenden Geruchs- oder Staubemissionen kommen 
(z.B. Ausbringen von Flüssigdung oder Pflanzenschutzmitteln).  

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine mittlere Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 
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Prognose bei Durchführung: 

− Die Kaltluftentstehung wird im Plangebiet vermindert und überwiegend auf 
die angrenzenden Offenflächen beschränkt. Im Bereich der Module, Ne-
bengebäude und Versiegelungen wird die Wärmeabstrahlung begünstig 
und die Verdunstung eingeschränkt. 

− Durch die Überbauung eines großen Teils der Fläche mit Solarmodulen und 
der dadurch entstehenden Beschattung können lokalklimatische Verände-
rungen auftreten (tagsüber reduzierte, nachts erhöhte Temperaturen un-
terhalb der Module). 

− Durch den Erhalt der vorhandenen Gehölze innerhalb des Geltungsberei-
ches wird sich die Produktion von Frischluft in diesen Bereichen nicht ver-
schlechtern. Die Gehölze reduzieren die negativen Auswirkungen auf das 
Kleinklima. 

− Durch das Vorhaben kommt es zu keinen weiteren Schadstoffeinträgen in 
die Luft, da keine dauerhafte zusätzliche Verkehrsnutzung vorgesehen ist.  

− Durch den künftigen Verzicht auf Düngemittel kommt es künftig in den in 
der Umgebung nicht mehr zu belästigenden Geruchs- oder Staubemissio-
nen aus dem Plangebiet. 

− Insgesamt trägt die Agri-Photovoltaikanlage dazu bei, erneuerbare Ener-
gien zu fördern, den CO2-Ausstoß zu reduzieren und die Einhaltung der 
Klimaziele zu erreichen. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung können die 
Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft reduziert werden. Hierzu 
werden folgende planungsrechtliche Festsetzungen aufgenommen: 

- Durch die festgesetzte Pflanzbindung können die außerhalb 
des Baufensters bestehenden Bäume erhalten werden. Bei 
Abgang sind diese durch Neupflanzungen zu ersetzen.  

Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt 
ein geringer Eingriff in das Schutzgut. 

  

1.1.6 Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 15.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Staatliches Bauamt, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Die geplante Zaunanlage mit einer Höhe von bis zu 3,50 m stellt eine Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes dar. Es ist zu prüfen, ob tatsächlich eine 
solche Zaunhöhe erforderlich ist oder ob eine geringere Zaunhöhe (2,0 m bis 
2,5 m) ausreicht. 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis zur Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die geplante 
Zaunanlage wird zur Kenntnis genommen. Die Zaunhöhe wird daher auf 2,50 
m angepasst. Eine Zaunhöhe von 3,50 m ist nicht erforderlich, da die geplante 
Nutzung und die sicherheitsrelevanten Anforderungen bereits mit einer Höhe 
von 2,50 m vollständig abgedeckt werden. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

− Bidingen liegt innerhalb der von einem ausgeprägten eiszeitlichen Relief 
geprägten Wiesen- und Weidelandschaften des Oberbayrischen Alpenvor-
landes innerhalb des Naturraums "Lech-Vorberge". Das Landschaftsbild in 
der Gemeinde zeichnet sich überwiegend durch eine landwirtschaftliche 
Nutzung als Grünland und Acker, forstwirtschaftliche Nutzung und kleine 
Ortschaften/Weiler mit eingewachsenen Grünstrukturen an den Ortsrän-
dern. 

− Beim Plangebiet selbst handelt es sich um eine intensiv landwirtschaftlich 
genutzte Fläche westlich, ca. 2 km entfernt des Hauptortes Bidingen. Die 
Fläche wird in alle Himmelsrichtungen von Waldflächen eingerahmt. Inner-
halb des Plangebietes befinden sich keine (kultur-)landschaftlich hochwer-
tigen Elemente. 

− Das Plangebiet weist ein leichtes Gefälle von Osten nach Westen auf. 

− Es besteht kein Blickbeziehungen zu landschaftsbildrelevanten Punkten.  

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Durch die Errichtung der Photovoltaikanlage erfährt das Landschaftsbild 
eine Beeinträchtigung. Die Module wirken als landschaftsfremde Elemente 
in die umliegende Landschaft. Die landschaftsprägendsten Fernwirkungen 
entwickelt eine Agri-Photovoltaikanlage auf Grund der Ausrichtung und der 
lichtreflektierenden Eigenschaften ihrer Module grundsätzlich nach Süden 
(höhere Helligkeit, abweichende Farbwahrnehmung). Bei seitlicher Be-
trachtung reduziert sich die Auffälligkeit der Anlage bereits. In der Rückan-
sicht der Anlage sind die Tragekonstruktionen der Modultische wahrnehm-
bar. Negative Auswirkungen sind aufgrund der Lage des Plangebiet jedoch 
auszuschließen, da die Fläche in alle Himmelsrichtungen von Waldflächen 
eingeschlossen wird. Eine Fernwirkung ist damit nicht gegeben.  

− Die vorhandenen, am randgelegenen Gehölze stellen ästhetisch hochwer-
tige Elemente dar und sorgen in ihrer Gesamtheit für die Wertigkeit der 
weiträumigen Landschaft. Sie bleiben vom Vorhaben unberührt oder wer-
den durch entsprechende Festsetzung erhalten. 

− Das Plangebiet selbst besitzt keine Erholungseignung. 
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− Dadurch, dass die Fläche in alle Himmelsrichtungen von Waldstrukturen 
eingeschlossen wird, kann von weiteren Eingrünungsmaßnahmen abgese-
hen werden. Als Sichtschutz wird der Zaun mit rankenden und schlingen-
den Pflanzen begrünt.  

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung können die 
Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild reduziert werden. Hierzu 
werden folgende planungsrechtliche Festsetzungen aufgenommen: 

- Durch die festgesetzte Pflanzbindung können die außerhalb 
des Baufensters bestehenden Bäume erhalten werden. Bei 
Abgang sind diese durch Neupflanzungen zu ersetzen.  

- Eine Beleuchtung der Anlage ist unzulässig. 

Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt 
ein geringer Eingriff in das Schutzgut. 

  

1.1.7 Schutzgut Mensch (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. c BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

− Das Plangebiet wird landwirtschaftlich und kleinteilig auch forstwirtschaft-
lich genutzt. Die Ertragsflächen haben eine hohe Bedeutung für die Siche-
rung und Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen.  

− Der Bereich hat keine Relevanz für die Naherholung. 

− Nutzungskonflikte bestehen nicht im Plangebiet. 

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Die Nutzung der Fläche für eine Agri-Photovoltaikanlage ermöglicht eine 
Doppelnutzung der betroffenen Flächen. Durch die Aufständerung der Mo-
dule bleibt die landwirtschaftliche Nutzung weitgehend erhalten und kann 
weiterhin als landwirtschaftliche Produktionsfläche genutzt werden. 
Gleichzeitig trägt die PV-Anlage zur Sicherung einer nachhaltigen Strom-
versorgung mit erneuerbaren Energien bei. Dies ist im Zuge des Klimawan-
dels von enormer Bedeutung für das Wohlergehen künftiger Generationen. 
Auf diese Weise wird die Flächeninanspruchnahme optimiert, ohne die 
landwirtschaftliche Nutzung vollständig zu verdrängen. 

− Strukturen der Erholungsnutzung sind nicht beeinträchtigt, da die Fläche 
hierfür keine Eignung aufweisen.  

− Durch das Vorhaben kommt es zu keinen weiteren Schadstoffeinträgen in 
die Luft, da keine dauerhafte zusätzliche Verkehrsnutzung vorgesehen ist.  
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− Durch den künftigen Verzicht auf Düngemittel kommt es in den in der Um-
gebung vorkommenden Bereichen nicht mehr zu belästigenden Geruchs- 
oder Staubemissionen aus dem Plangebiet. 

− Zu den umgebenden Waldflächen wird mit der Bebauung ein Abstand von 
mindestens 6 m eingehalten. Zu den Biotopen beträgt der Abstand min-
destens 10 m. Durch den gewählten Abstand kann eine Beeinträchtigung 
besagter Strukturen verhindert werden. Auch ermöglicht der Abstand zum 
Wald, dass die angrenzenden Waldflächen auch zukünftig forstwirtschaft-
lich bearbeitet werden können. Die an der Grenze des Plangebiets vorkom-
menden Gehölze werden durch Festsetzung erhalten. 

− Die gutachterliche Einschätzung der potenziellen Blendwirkung einer PV-
Anlage der SolPEG GmbH (Fassung vom 28.08.2024) kam zu dem Ergeb-
nis, dass aufgrund der gegeben Distanz zu Bidingen, relevanten Straßen 
sowie weiteren relevanten Gebäuden oder schutzwürdigen Zonen keine 
Blendeinwirkungen und damit gegebene Beeinträchtigungen auftreten.  

− Die bei den obigen Schutzgütern genannten und planungsrechtlich festge-
setzten Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung dienen indirekt auch 
dem Wohlbefinden des Menschen. Sie werden daher an dieser Stelle nicht 
nochmals aufgezählt. 

Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt 
ein geringer in das Schutzgut. 

Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, 
Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 
(Nr. 2b Buchstabe cc Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

− In der Bauphase kann es temporär zu Lärmbelästigung sowie zu Belastun-
gen durch Staub, Gerüche und/oder Erschütterungen (z.B. durch Bauma-
schinen) kommen, die zeitweise die angrenzenden Gebiete beeinträchti-
gen können. Erhebliche Beeinträchtigungen sind jedoch aufgrund der zeit-
lich begrenzten Dauer der Bauarbeiten, die zudem vorwiegend oder aus-
schließlich tagsüber (d.h. außerhalb des besonders empfindlichen Nacht-
zeitraums) stattfinden werden, nicht zu erwarten. 

− Eine Beleuchtung der Anlage ist unzulässig. 

− Durch die nicht vermeidbaren aber aufgrund der Festsetzungen geringfü-
gig ausfallenden Reflexionen der Photovoltaikmodule kann es zu einer Be-
einflussung der Lebensweise bzw. Eiablage von Wasserinsekten kommen. 

− Die durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan geplante Bebauung 
mit einer Agri PV-Anlage lässt nicht erwarten, dass Staub, Gerüche, Er-
schütterungen oder Strahlungen in prüfungsrelevantem Umfang auftreten. 

− In der Gesamtschau sind keine erheblichen Belästigungen durch die o.g. 
Wirkfaktoren auf angrenzende bewohnte Gebiete bzw. die im Umfeld le-
bende Tierwelt zu erwarten. 
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Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe e BauGB und Nr. 2b Buchstabe dd Anlage zu § 2 
Abs. 4 und § 2a BauGB) 

Es fallen keine Abfälle und Abwässer an. 

Auswirkungen der eingesetzten Techniken und Stoffe (Nr. 2b Buchstabe gg 
Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

− Ein erheblicher Schadstoffeintrag durch den Baustellenbetrieb ist im Falle 
einer Bebauung der derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen nicht zu 
erwarten. Sofern die optimale Entsorgung der Bau- und Betriebsstoffe ge-
währleistet ist, mit Öl und Treibstoffen sachgerecht umgegangen wird und 
eine regelmäßige Wartung der Baufahrzeuge sowie ordnungsgemäße La-
gerung gewässergefährdender Stoffe erfolgt, können die baubedingten 
Auswirkungen als unerheblich eingestuft werden. 

− Für die Anlage der Agri PV-Anlage und Außenanlagen (Zufahrten, Zäune 
usw.) werden voraussichtlich nur allgemein häufig verwendete Techniken 
und Stoffe, die den aktuellen einschlägigen Richtlinien und dem Stand der 
Technik entsprechen, angewandt bzw. eingesetzt, so dass keine erhebli-
chen Auswirkungen auf die zu betrachtenden Schutzgüter zu erwarten 
sind. 

Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 
(z.B. durch Unfälle oder Katastrophen) (Nr. 2b Buchstabe ee Anlage zu § 2 
Abs. 4 und § 2a BauGB) 

Derzeit sind bei Umsetzung der Planung keine Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt durch Unfälle oder Katastro-
phen abzusehen. 

  

1.1.8 Schutzgut Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. d BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 12.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Kreishei-
matpflegers, Bereich Bodendenkmalpflege, Lamerdingen - Dillishausen: 

 Stellungnahme: 

Sonstige fachliche Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit gegliedert 
nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

Das Plangebiet der o.a. Freiflächen-Photovoltaikanlage Bernbach Nord liegt 
weder in noch an einem derzeit bekannten Bodendenkmal. 

Allerdings liegt das Plangebiet in der Nähe von Siedlungsspuren (Grä-
ber/Grabhügel der Bronzezeit und Straße der röm. Kaiserzeit). Somit ist es 
nicht ausgeschlossen, bei Bodeneingriffen auf weitere, bisher unbekannte 
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Bodendenkmäler zu stoßen; das Siedlungsgebiet der bronzezeitlichen Be-
stattungen ist m.E. derzeit noch nicht bekannt. Diese Tatsache ist in den Pla-
nungsunterlagen enthalten. 

Ich habe daher keine weiteren Anmerkungen und keine Einwände gegen Um-
setzung der Planung. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis auf keine derzeit bekannten Bodendenkmäler wird begrüßt, ge-
nauso der Hinweis auf den Aufschluss noch unbekannter Bodendenkmäler 
während Bodeneingriffen. 

 Stellungnahme vom 16.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Kreisheimat-
pflegers, Bereich Bodendenkmalpflege, Lamerdingen - Dillishausen: 

 Stellungnahme: 

Stellungnahme wurde bereits zum Vorentwurf vorgelegt (12.09.2025). Die Än-
derungen in der vorliegenden Version der Planung betreffen die Bodendenk-
malpflege nicht. Somit ist eine erneute Stellungnahme nicht erforderlich. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme des Kreisheimatspflegers im Fachbereich Bodendenkmal-
pflege mit Hinweis zur Stellungnahme vom 12.09.2025 wird zur Kenntnis ge-
nommen. Diese ist obenstehend aufgeführt und wird dort einer Abwägung 
zugeführt. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

− Es befinden sich keine Kulturgüter oder Baudenkmäler im überplanten Be-
reich. Nach jetzigem Kenntnisstand liegen auch keine Bodendenkmäler im 
Wirkbereich der Planung. 

− Das Plangebiet liegt in der Nähe von Siedlungsspuren (Gräber/Grabhügel 
der Bronzezeit und Straße der röm. Kaiserzeit). Somit ist es nicht ausge-
schlossen, bei Bodeneingriffen auf weitere, bisher unbekannte Boden-
denkmäler zu stoßen; das Siedlungsgebiet der bronzezeitlichen Bestattun-
gen ist m.E. derzeit noch nicht bekannt. 

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

Da im überplanten Bereich nach jetzigem Kenntnisstand keine Kulturgüter 
vorhanden sind, entsteht keine Beeinträchtigung. Das Plangebiet liegt in der 
Nähe von Siedlungsspuren (Gräber/Grabhügel der Bronzezeit und Straße der 
röm. Kaiserzeit). Somit ist es nicht ausgeschlossen, bei Bodeneingriffen auf 
weitere, bisher unbekannte Bodendenkmäler zu stoßen; das Siedlungsgebiet 
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der bronzezeitlichen Bestattungen ist m.E. derzeit noch nicht bekannt. Sollten 
während der Bauausführung, insbesondere bei Erdarbeiten und Arbeiten im 
Bereich von Keller, Gründung und Fundamenten Funde (beispielsweise 
Scherben, Metallteile, Knochen) und Befunde (z. B. Mauern, Gräber, Gruben, 
Brandschichten) entdeckt werden, ist das Bayerische Landesamt für Denk-
malpflege, Dienststelle Thierhaupten, bzw. die zuständige Untere Denkmal-
schutzbehörde beim Landratsamt Ostallgäu unverzüglich zu benachrichtigen. 

  

1.1.9 Erneuerbare Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

− Derzeit befinden sich innerhalb des Plangebietes keine Anlagen zur Gewin-
nung von Wärme oder Strom aus alternativen Energiequellen. 

− Laut Energieatlas Bayern beträgt die mittlere jährliche Globalstrahlung 
1.180-1.194 kWh/m². Bei einer mittleren Sonnenscheindauer von 1800 - 
1849 Stunden pro Jahr sind in Verbindung mit der nur leichten Hangnei-
gung in Richtung Westen die Voraussetzungen für die Gewinnung von So-
larenergie gut. 

Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine mittlere Bedeutung für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Da es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan einer Agri-PV-
Anlage handelt, wird in dem Plangebiet großflächig erneuerbare Energie 
erzeugt. 

− Bei einer mittleren jährlichen Globalstrahlung von 1.180-1.194 kWh/m² so-
wie bei einer mittleren Sonnenscheindauer von 1800 - 1849 Stunden pro 
Jahr sind in Verbindung mit der nur leichten Hangneigung in Richtung Wes-
ten die Voraussetzungen für die Gewinnung von Solarenergie gut. 

− Die Nutzung von Erdwärme ist in der Planung nicht vorgesehen, da es sich 
bei der Planung um eine Agri- Photovoltaikanlage handelt. 

 

 

 

 

  



 

 Gemeinde Bidingen  Zusammenfassende Erklärung zum  
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Agri-Photovoltaikanlage Bernbach Nord"  

zur Fassung vom 04.03.2026 

Seite 28 

1.1.10 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes; Aus-
wirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, bi-
ologische Vielfalt, Mensch, Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. i BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

Soweit Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehen, 
wurden diese bei der Abarbeitung der einzelnen Schutzgüter angemerkt. 

Prognose bei Durchführung: 

Im vorliegenden Planungsfall sind keine erheblichen Effekte aufgrund von 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern zu erwarten. 

Kumulierungen mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plange-
biete unter Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme in Be-
zug auf möglicherweise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen (Nr. 2b Buchstabe ee An-
lage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB): 

Eine Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarter Vorhaben bzw. Pla-
nungen ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht anzunehmen. Darüber hin-
aus sind keine kumulierenden Wirkungen in Bezug auf andere Schutzgüter zu 
erwarten. 

  

1.1.11 Schutzgebiete/Biotope (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

Natura 2000-Gebiete (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): 

Westlich des Plangebietes, in einem Abstand von etwa 550 m, beginnt das 
FFH-Gebiet "Gennachhauser Moor" (Nr. 8130-301). Hierbei handelt es sich 
um eines der hydrologisch besterhaltenen Moore am nördlichen Moränenrand 
des Naturraums Südliches Alpenvorland. Es zeigt eine hohe Strukturvielfalt 
und ist reich an floristischer und faunistischer Ausstattung. Das Plangebiet 
und FFH-Gebiet sind durch dazwischenliegende Waldflächen voneinander 
getrennt. Bei Berücksichtigung der in der naturschutzfachlichen Praxis im Be-
bauungsplan festgesetzten Minimierungsmaßnahmen (Photovoltaikmodule 
die geringe Reflektion aufweisen, Begrünung der Zäune) sind erhebliche Be-
einträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele des oben genannten FFH-
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Gebietes nicht zu erwarten. Eine weitere Verträglichkeitsprüfung gem. § 34 
Abs. 1 BNatSchG ist daher nicht erforderlich. 

Weitere Schutzgebiete/Biotope: 

− Im Westen befindet sich das gem. § 30 BNatSchG kartierte Biotop "Südli-
cher Moosrainbach" (Nr. 8130-0054-001), welches sich teilweise innerhalb 
und teilweise angrenzend zum Geltungsbereich befindet. Des Weiteren 
findet sich direkt nördlich angrenzend das Biotop "Hecke im "Moosrain" 
Nr. 8130-0057-001) sowie nördlich in 25 m das Biotop "Streuwiesenbrache 
im "Moosrain" (Nr. 8130-0056-001) 

− Teile des Biotops "Südlicher Moosrainbach" (Nr. 8130-0054-001) befinden 
sich innerhalb des Geltungsbereichs. Durch Einhaltung der im Bebauungs-
plan festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung, können 
nachteilige Auswirkungen auf die Biotopstrukturen verhindert werden. Zu-
dem wird mit der Baugrenze überall ein Abstand von mindestens 10 m zu 
den Biotopstrukturen eingehalten. Dies verhindert, dass sich die geplante 
Bebauung negative auf die Biotope auswirkt. Eine Durchwandermöglichkeit 
für Kleintiere ist auch weiterhin gegeben.  

− Im weiteren räumlichen Umfeld befinden sich weitere geschützte Biotope. 

− Wasserschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. 

− Weitere Schutzgebiete befinden sich nicht um Umfeld der Planung. 

  

1.1.12 Darstellungen sonstiger Pläne (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 10.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 der Regierung 
von Schwaben, Höhere Landesplanungsbehörde, Augsburg: 

 Stellungnahme: 

Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen sowie Grundsätze der Raumordnung als Vorgabe für die nachfol-
gende Abwägungsentscheidung: 

Regionalplan der Region Allgäu (RP 16) 

RP 16 B IV 3.2.1 (Z) Vorranggebiete für die Errichtung überörtlich raumbedeut-
samer Windkraftanlagen, hier: Nr. 4 "Gemeinde Bidingen, nordwestlich des 
Hauptortes". 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme der Regierung von Schwaben mit der Grundlage zur Ab-
wägungsentscheidung wird zur Kenntnis genommen. 

 



 

 Gemeinde Bidingen  Zusammenfassende Erklärung zum  
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Agri-Photovoltaikanlage Bernbach Nord"  

zur Fassung vom 04.03.2026 

Seite 30 

 Stellungnahme: 

Stellungnahme aus Sicht der Landesplanung 

Die Gemeinde Bidingen beabsichtigt, mit der Änderung des Flächennutzungs-
planes und der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Agri-
Photovoltaikanlage Bernbach Nord", die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage zu schaffen. 

Wir haben uns zu o.g. Vorhaben zuletzt mit Schreiben vom 24. Mai 2024 (Gz. 
24-4621.1-35/8; 24-4622.8035-10/1) geäußert und festgestellt, dass der öst-
liche Randbereich des Planungsgebietes im Vorranggebiet für die Errichtung 
überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen, hier: Nr. 4 (vgl. RP 16 B IV 
3.2.1 (Z) i.V.m. RP 16 Karte 2 "Siedlung und Versorgung"), liegt. Des Weiteren 
haben wir mitgeteilt, dass die Errichtung von Windenergieanlagen einschließ-
lich der Möglichkeit zum Repowering überall im Vorranggebiet möglich sein 
muss. 

In Vorranggebieten für die Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Wind-
kraftanlagen soll gemäß RP 16 B IV 3.2.1 (Z) den Belangen der Windenergie-
nutzung Vorrang eingeräumt werden. Andere überörtlich raumbedeutsame 
Nutzungen sind hier ausgeschlossen, soweit diese mit der Windenergienut-
zung nicht vereinbar sind. 

Die Voraussetzungen, die eine Freiflächen-PV-Anlage im Rahmen der Bauleit-
planung erfüllen muss, um mit regionalplanerischen Vorranggebieten für die 
Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen vereinbar zu sein, 
hat das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr im Merk-
blatt für die Städte und Gemeinden "Bauleitplanung für Windenergieanlagen, 
insbes. Repowering-Bebauungsplan" (Stand 05.09.2023), formuliert. 

Den in o.g. Merkblatt angeführten Voraussetzungen wird die geplante Agri-
Photovoltaikanlage nach unserer Einschätzung nicht gerecht. So sind gemäß 
Ziffer 4.4 des vorgenannten Merkblattes kumulativ folgende Voraussetzun-
gen zu erfüllen: 

1) "Bebauungsplan-Festsetzung eines Sondergebiets mit der Zweckbestim-
mung Wind- und Sonnenenergienutzung." 

2) "Umgriff der Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen-Planung ist auf das nähere 
Umfeld einer bestehenden Windenergieanlage beschränkt (max. innerhalb ei-
nes Radius entsprechend dem dreifachen Rotordurchmesser der gegen-
ständlichen Windenergieanlage)." 

3) "Sicherstellung ausreichender Zuwegungs-, Wartungs-, Abbau-/ Spreng-
bereiche für die Windenergieanlage." 

4) "Zeitliche Befristung der Bauleitplanung betreffend Freiflächen-Photovol-
taik-Anlagen auf max. 20 Jahre (orientiert am Förderzeitraum des EEG). Eine 
Verlängerung der Befristung ist möglich. Sofern zwischenzeitlich neue Wind-
energieanlage errichtet werden, ist eine Verlängerung der Befristung um wei-
tere 20 Jahre für die Teile der Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen möglich, die 
in deren näherem Umfeld liegen." 
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Nach den Sachverhaltsermittlungen der Regierung verfügen die beiden im 
Vorranggebiet bereits bestehenden Windenergieanlagen (WEA) über einen 
Rotordurchmesser von jeweils 70 m. Eine Freiflächen-PV-Anlage wäre inner-
halb des o.g. Vorranggebietes für die Errichtung überörtlich raumbedeutsa-
mer Windkraftanlagen Nr. 4 somit in einem Radius von 210 m um die beste-
henden WEA zulässig. Die geplante Agri-Photovoltaikanlage befindet sich 
mehr als 210 m von der nächsten WEA entfernt. Die unter 2) aufgeführte Vo-
raussetzung wird nicht erfüllt. 

Da alle Voraussetzungen gleichzeitig zu erfüllen sind, kann in Folge dahinge-
stellt bleiben, dass auch die unter 1) und 4) genannten Voraussetzungen ge-
mäß dem vorliegenden Satzungsentwurf derzeit nicht erfüllt werden. Ebenso 
ist unbeachtlich, ob die Voraussetzung unter 3) erfüllt wird. 

Auf Grundlage der vorliegenden Informationen ist nach alledem eine Verein-
barkeit der Errichtung der geplanten Agri-Photovoltaikanlage mit dem Vor-
ranggebiet für die Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen 
nicht gegeben. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme der Regierung von Schwaben wird zur Kenntnis genom-
men. Im Zuge der Stellungnahme erfolgte eine Abstimmung mit der Regierung 
von Schwaben. Dabei wurde geprüft, inwieweit die im Merkblatt des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr ("Bauleitplanung für 
Windenergieanlagen, insbesondere Repowering-Bebauungsplan", Stand 
05.09.2023) genannten Voraussetzungen auf das vorliegende Vorhaben an-
wendbar sind. 

Da es sich beim gegenständlichen Vorhaben um eine Agri-Photovoltaikanlage 
handelt, ist die im Merkblatt genannte Zweckbestimmung "Wind- und Son-
nenenergienutzung" nicht einschlägig. Das Vorhaben betrifft ausschließlich 
die Nutzung von Solarenergie und der Bebauungsplan wird als vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan aufgestellt. Allerdings wird die Windenergie dadurch 
geschützt, dass eine bedingte Festsetzung im Bebauungsplan enthalten ist. 
Danach dürfen die Photovoltaikanlagen auf den im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan dargestellten Flächen nur errichtet und betrieben werden, wenn 
die im Überschneidungsbereich liegende Fläche des Vorranggebiets für die 
Windenergienutzung, einschließlich eines möglichen Repowerings, nicht be-
einträchtigt wird. Sollte dennoch eine Beeinträchtigung auftreten, muss die 
Photovoltaikanlage innerhalb von sechs Monaten nach Feststellung vollstän-
dig zurückgebaut werden. Der Zielsetzung des Merkblattes wird dadurch 
Rechnung getragen.  

In Abstimmung mit der Regierung von Schwaben wurde zudem ein Hinweis in 
die Planunterlagen aufgenommen, wonach im Falle einer zukünftigen Errich-
tung von Windkraftanlagen innerhalb des Vorranggebietes die Regelungen 
des genannten Merkblatts Anwendung finden. Damit ist gewährleistet, dass 
die Belange der Windenergienutzung bei einer späteren Realisierung entspre-
chender Anlagen berücksichtigt werden können. 
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Die Erschließung der Fläche ist gegeben; eine Beeinträchtigung der Zuwe-
gung oder Wartung von Windenergieanlagen wird nicht gesehen. Durch die 
vorhabenbezogene Planung sowie die vertraglich geregelte Rückbauver-
pflichtung wird zudem sichergestellt, dass die Fläche nach Nutzungsende 
wieder ordnungsgemäß hergestellt werden kann. 

Die zeitliche Befristung der Nutzung auf 20 Jahre wurde geprüft. Durch die 
bedingte Festsetzung ist eindeutig geregelt, dass die Agri-Photovoltaikanlage 
nur betrieben werden darf, solange sie das Vorranggebiet für Windenergie, 
einschließlich eines möglichen Repowerings, nicht beeinträchtigt. Sobald eine 
Beeinträchtigung festgestellt wird, muss die Photovoltaikanlage ohnehin in-
nerhalb von sechs Monaten vollständig zurückgebaut werden. Diese Ver-
pflichtung greift unabhängig vom Zeitpunkt der Errichtung und wirkt damit 
dauerhaft. 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Aspekte und der erfolgten Abstim-
mung mit der Regierung von Schwaben kann den Hinweisen der Landespla-
nung in angemessenem Umfang Rechnung getragen werden. Die Belange der 
Regionalplanung werden durch die getroffenen Regelungen und ergänzenden 
Hinweise ausreichend berücksichtigt. 

 Stellungnahme vom 15.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Regionaler 
Planungsverband Allgäu, Kaufbeuren: 

 Stellungnahme: 

Der östliche Randbereich des Planungsgebietes liegt weiterhin im Vorrangge-
biet für die Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen, hier: 
Nr. 4 (vgl. RP 16 B IV 3.2.1 (Z) i.V.m. RP 16 Karte 2 "Siedlung und Versorgung"). 
In Vorranggebieten für die Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Wind-
kraftanlagen soll gemäß RP 16 B IV 3.2.1 (Z) den Belangen der Windenergie-
nutzung Vorrang eingeräumt werden. Andere überörtlich raumbedeutsame 
Nutzungen sind hier ausgeschlossen, soweit diese mit der Windenergienut-
zung nicht vereinbar sind. 

Die Voraussetzungen, die eine Freiflächen-PV-Anlage im Rahmen der Bauleit-
planung erfüllen muss, um mit regionalplanerischen Vorranggebieten für die 
Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen vereinbar zu sein, 
hat das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr im Merk-
blatt für die Städte und Gemeinden "Bauleitplanung für Windenergieanlagen, 
insbes. Repowering-Bebauungsplan" (Stand 05.09.2023), formuliert. 

Den in o.g. Merkblatt angeführten Voraussetzungen wird die geplante Agri-
Photovoltaikanlage nicht gerecht. So sind gemäß Ziffer 4.4 des vorgenannten 
Merkblattes kumulativ folgende Voraussetzungen zu erfüllen: 

1) "Bebauungsplan-Festsetzung eines Sondergebiets mit der Zweckbestim-
mung Wind- und Sonnenenergienutzung." 



 

 Gemeinde Bidingen  Zusammenfassende Erklärung zum  
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Agri-Photovoltaikanlage Bernbach Nord"  

zur Fassung vom 04.03.2026 

Seite 33 

2) "Umgriff der Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen-Planung ist auf das nähere 
Umfeld einer bestehenden Windenergieanlage beschränkt (max. innerhalb ei-
nes Radius entsprechend dem dreifachen Rotordurchmesser der gegen-
ständlichen Windenergieanlage)." 

3) "Sicherstellung ausreichender Zuwegungs-, Wartungs-, Abbau-/ Spreng-
bereiche für die Windenergieanlage." 

4) "Zeitliche Befristung der Bauleitplanung betreffend Freiflächen-Photovol-
taik-Anlagen auf max. 20 Jahre (orientiert am Förderzeitraum des EEG). Eine 
Verlängerung der Befristung ist möglich. Sofern zwischenzeitlich neue Wind-
energieanlage errichtet werden, ist eine Verlängerung der Befristung um wei-
tere 20 Jahre für die Teile der Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen möglich, die 
in deren näherem Umfeld liegen." 

Nach hiesigen Sachverhaltsermittlungen ist eine Erfüllung aller vorgenannter 
Voraussetzungen nicht gegeben. Auf Grundlage der vorliegenden Informati-
onen ist nach alledem eine Vereinbarkeit der Errichtung der geplanten Agri-
Photovoltaikanlage mit dem Vorranggebiet für die Errichtung überörtlich 
raumbedeutsamer Windkraftanlagen nicht gegeben. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme der Regierung von Schwaben wird zur Kenntnis genom-
men. Im Zuge der Stellungnahme erfolgte eine Abstimmung mit der Regierung 
von Schwaben. Dabei wurde geprüft, inwieweit die im Merkblatt des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr ("Bauleitplanung für 
Windenergieanlagen, insbesondere Repowering-Bebauungsplan", Stand 
05.09.2023) genannten Voraussetzungen auf das vorliegende Vorhaben an-
wendbar sind. 

Da es sich beim gegenständlichen Vorhaben um eine Agri-Photovoltaikanlage 
handelt, ist die im Merkblatt genannte Zweckbestimmung "Wind- und Son-
nenenergienutzung" nicht einschlägig. Das Vorhaben betrifft ausschließlich 
die Nutzung von Solarenergie und der Bebauungsplan wird als vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan aufgestellt. Allerdings wird die Windenergie dadurch 
geschützt, dass eine bedingte Festsetzung im Bebauungsplan enthalten ist. 
Danach dürfen die Photovoltaikanlagen auf den im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan dargestellten Flächen nur errichtet und betrieben werden, wenn 
die im Überschneidungsbereich liegende Fläche des Vorranggebiets für die 
Windenergienutzung, einschließlich eines möglichen Repowerings, nicht be-
einträchtigt wird. Sollte dennoch eine Beeinträchtigung auftreten, muss die 
Photovoltaikanlage innerhalb von sechs Monaten nach Feststellung vollstän-
dig zurückgebaut werden. Der Zielsetzung des Merkblattes wird dadurch 
Rechnung getragen.  

In Abstimmung mit der Regierung von Schwaben wurde zudem ein Hinweis in 
die Planunterlagen aufgenommen, wonach im Falle einer zukünftigen Errich-
tung von Windkraftanlagen innerhalb des Vorranggebietes die Regelungen 
des genannten Merkblatts Anwendung finden. Damit ist gewährleistet, dass 
die Belange der Windenergienutzung bei einer späteren Realisierung entspre-
chender Anlagen berücksichtigt werden können. 
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Die Erschließung der Fläche ist gegeben; eine Beeinträchtigung der Zuwe-
gung oder Wartung von Windenergieanlagen wird nicht gesehen. Durch die 
vorhabenbezogene Planung sowie die vertraglich geregelte Rückbauver-
pflichtung wird zudem sichergestellt, dass die Fläche nach Nutzungsende 
wieder ordnungsgemäß hergestellt werden kann. 

Die zeitliche Befristung der Nutzung auf 20 Jahre wurde geprüft. Durch die 
bedingte Festsetzung ist eindeutig geregelt, dass die Agri-Photovoltaikanlage 
nur betrieben werden darf, solange sie das Vorranggebiet für Windenergie, 
einschließlich eines möglichen Repowerings, nicht beeinträchtigt. Sobald eine 
Beeinträchtigung festgestellt wird, muss die Photovoltaikanlage ohnehin in-
nerhalb von sechs Monaten vollständig zurückgebaut werden. Diese Ver-
pflichtung greift unabhängig vom Zeitpunkt der Errichtung und wirkt damit 
dauerhaft. 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Aspekte und der erfolgten Abstim-
mung mit der Regierung von Schwaben kann den Hinweisen der Landespla-
nung in angemessenem Umfang Rechnung getragen werden. Die Belange der 
Regionalplanung werden durch die getroffenen Regelungen und ergänzenden 
Hinweise ausreichend berücksichtigt. 

 Stellungnahme vom 18.12.2025 zur Fassung vom 17.11.2025 der Regierung 
von Schwaben, Höhere Landesplanungsbehörde, Augsburg: 

 Stellungnahme: 

Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen sowie Grundsätze der Raumordnung als Vorgabe für die nachfol-
gende Abwägungsentscheidung: 

Regionalplan der Region Allgäu (RP 16) 

B IV 3.2.1 (Z) Vorranggebiete für die Errichtung überörtlich raumbedeutsamer 
Windkraftanlagen, hier: Nr. 4 Gemeinde Bidingen, nordwestlich des Hauptor-
tes 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme der Regierung von Schwaben mit dem Hinweis zu "Vor-
ranggebiete für die Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanla-
gen, hier: Nr. 4 Gemeinde Bidingen" wird zur Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme: 

Stellungnahme aus Sicht der Landes- und Regionalplanung 

Die Gemeinde Bidingen beabsichtigt mit der Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes "Freiflächen-Photovoltaikanlage Bernbach Nord", 
die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Freiflä-
chen-PV-Anlage auf einer Fläche von ca. 7 ha zu schaffen. 
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Wir haben zuletzt am 10.09.2025 Stellung genommen und die Rückfrage zur 
Stellungnahme vom 10.10.2025 durch Herrn 1. Bürgermeister xxxxx mit E-Mail 
vom 24.10.2025 beantwortet. 

Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 4 Abs. 1 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB 
haben wir Ihnen mitgeteilt, dass sich die geplante Agri-PV-Anlage innerhalb 
des im Regionalplan der Region Allgäu (16) festgelegten Vorranggebiet Nr. 4 
für Windenergienutzung der Gemeinde Bidingen befindet. Die Zulässigkeit 
von Photovoltaikanlagen in solchen Vorranggebieten ist nur in engen Grenzen 
möglich. 

Von besonderer Bedeutung sind hierbei die Vorgaben des Merkblatts für die 
Städte und Gemeinden "Bauleitplanung für Windenergieanlagen, insbeson-
dere Repowering-Bebauungsplan" (Stand 05.09.2023) des Bayerischen 
Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr zur Vereinbarkeit von Wind-
energienutzung mit Freiflächen-Photovoltaik. 

Die Gemeinde hat in Hinblick auf jene Bereiche innerhalb des festgelegten 
Vorranggebiets, die derzeit noch nicht mit Windkraftanlagen belegt sind, For-
mulierungen aufgenommen, aus denen hervorgeht, dass die beschriebenen 
Regelungen des Merkblatts im Falle der Errichtung von Windkraftanlagen 
ebenfalls gelten. 

In diesem Zusammenhang stellt auch die von der Gemeinde vorgesehene 
Rückbauverpflichtung im Falle einer Windkraftplanung sicher, dass der Wind-
kraftnutzung Vorrang eingeräumt wird und somit den Vorgaben des Merk-
blatts Rechnung getragen wird. 

Ein landesplanerischer Handlungsbedarf ist somit nicht gegeben. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis auf die Stellungnahme vom 10.09.2025 wird zur Kenntnis genom-
men. Die Stellungnahme wird begrüßt. 

 Stellungnahme vom 16.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Regionalen 
Planungsverbandes Allgäu, Kaufbeuren: 

 Stellungnahme: 

Der Regionale Planungsverband Allgäu schließt sich der angehängten Stel-
lungnahme der Höheren Planungsbehörde an. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme des regionalen Planungsverbandes Allgäu wird begrüßt. 
Eine Abwägung bzw. Berücksichtigung war nicht erforderlich. 
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 Stellungnahme vom 27.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Staatliches Bauamt, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Zu empfehlen ist in der Planzeichnung und im Vorhabensplan den betroffenen 
Bereich (im geltenden Regionalplan dargestellte Vorrangfläche "Windkraft") 
entsprechend nachrichtlich kenntlich zu machen. Nur dort besteht die Kon-
fliktsituation mit dem Regionalplan. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis zur Anpassung der Planzeichnung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Planzeichnung wurde um den Überschneidungsbereich des Vorrangge-
bietes "Windkraft" und dem Plangebiet ergänzt. 

 Stellungnahme: 

Derzeit wird der Regionalplan im Hinblick auf die Windenergie fortgeschrie-
ben. Soweit der Umgriff der beabsichtigten Agri-PV-Anlage in dieser Fort-
schreibung nicht als Vorrangfläche für Windenergie festgelegt wird, löst sich 
– allerdings erst in der Zukunft – der Konflikt zwischen den Nutzungen PF und 
Windenergie auf. 

Auch dieser Fall könnte ggfl.s über eine entsprechende Bedingung im vorha-
benbezogenen Bebauungsplan bewältigt werden. So ließe sich für die Zu-
kunft, der nicht gewünschte Konflikt der Nutzungsarten ausräumen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis auf die Fortschreibung des Regionalplanes im Hinblick auf Wind-
energie wird zur Kenntnis genommen. Hier wurde ein entsprechender Passus 
in den Festsetzungen mit aufgenommen, welcher regelt, dass die Rückbau-
verpflichtung nur so lange gilt, wie der Regionalplan ein Vorranggebiet Wind-
kraft festlegt. Sollte im Rahmen der Fortschreibung des Regionalplanes der 
Vorrang für Windkraft aufgehoben werden, löst sich der Konflikt und ein Rück-
bau der Agri-Photovoltaikanlage ist nicht weiter notwendig. In diesem Falle 
verliert die vorliegende Festsetzung ihre Wirkung. 

 Stellungnahme: 

Es wird darauf hingewiesen, dass auch der Flächennutzungsplan dem Anpas-
sungsgebot (§ 1 Abs. 4 BauGB) Rechnung tragen muss. Dies kann auf Ebene 
des Flächennutzungsplans nicht mit einer auflösenden Bedingung erfolgen, 
da § 9 Abs. 2 BauGB nur Rechtsgrundlage für Bebauungspläne sein kann. 

Die Darstellung im Flächennutzungsplan ist so zu gestalten, dass diese so-
wohl dem Anpassungsgebot (§ 1 Abs. 4 BauGB) in Bezug auf die Windenergie 
Rechnung trägt, also auch der Nutzung "Agri-PV" in Hinblick auf das Entwick-
lungsgebot (§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB). Denkbar wäre die Darstellung einer 
Sonderbaufläche (S) mit der Zweckbestimmung "Regenerative Energie". In 
der Begründung des Flächennutzungsplans sollte dann dargestellt werden, 
dass hier eine Agri-PV-Anlage beabsichtigt ist, aber - entsprechend dem Ziel 
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des derzeitigen Regionalplans - dem Vorrang der Windkraftnutzung ebenfalls 
Rechnung getragen wird. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis auf das Anpassungsgebot gemäß § 1 Abs. 4 wird zur Kenntnis 
genommen. Der Flächennutzungsplan wurde entsprechend angepasst, die 
Zweckbestimmung lautet nun "Regenerative Energie". Darüber hinaus wurde 
in der Begründung ausgeführt, dass die Gemeinde Bidingen grundsätzlich die 
Nutzung regenerativer Energien vorsieht. Im vorliegenden Fall ist jedoch die 
Errichtung einer Agri-PV-Anlage vorgesehen. Zudem wurde der Vorrang der 
Windenergienutzung ausdrücklich hervorgehoben. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 04.03.2026: 

 Bestandsaufnahme: 

Regionalplan: 

Der östliche Randbereich des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes befindet sich innerhalb des Vorranggebiet für die Errich-
tung überörtlich raumbedeutsamer Windkraftanlagen Nr. 4. In diesen Vor-
ranggebieten soll den Belangen der Windenergienutzung Vorrang eingeräumt 
werden. Die Umsetzung der PV-Anlage im Randbereich des Vorranggebiets 
ist dennoch möglich, da in naher Zukunft keine Umsetzung einer Windkraft-
anlage geplant ist. Zudem wird unter Ziffer 2.46 festgesetzt, dass die Anlage 
im Falle der Realisierung von Windkraftnutzung für die Errichtung überörtlich 
raumbedeutsamer Windkraftanlagen rückgebaut wird. Eine Beeinträchtigung 
des Vorranggebiets ist damit nicht gegeben. 

Flächennutzungsplan und Landschaftsplan (Fassung vom 19.12.2000): 

Die Gemeinde Bidingen verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungs-
plan mit integriertem Landschaftsplan. Die überplanten Flächen werden hierin 
als "Flächen für die Landwirtschaft" sowie als "Fläche für die Forstwirtschaft" 
dargestellt. Weiterhin befinden sich in dem Bereich die Darstellungen von 
"Einzelbäume und Baumgruppen", "Sondergebiet- Windkraftanlage", "bese-
hende stufig aufgebaute Waldränder", "Biotopvernetzung", "Schaffung linea-
rer Säume" und "Gebüschstrukturen durch natürliche Sukzession" 

Da die im vorhabenbezogenen Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen 
mit den Darstellungen im gültigen Flächennutzungsplan nicht übereinstim-
men, ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes notwendig. Diese erfolgt 
im Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 BauGB). 
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2  Berücksichtigung der sonstigen Belange auf Grund der Ergebnisse 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

  

2.1 Die im Rahmen der frühzeitigen Behördenunterrichtung (gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB) eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen wurden 
nicht gesondert abgewogen, sondern wurden direkt bei der Erstellung 
der Entwurfsfassung vom 08.07.2025 berücksichtigt. 

Die sonstigen Belange wurden bei dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan "Agri-Photovoltaikanlage Bernbach Nord" wie folgt berücksichtigt:  

  
2.1.1 Planungs-/Baurecht: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 15.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Staatliches Bauamt, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden kön-
nen. 

Rechtsgrundlagen 

§ 1 Abs. 5 BauGB 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme des Landratsamtes Ostallgäu, Staatliches Bauamt mit dem 
Hinweis auf Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit wird zur Kenntnis 
genommen. 

 Stellungnahme: 

Gegen die Änderung des Flächennutzungsplans im Geltungsbereich des o.g. 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan bestehen keine Einwände. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme wird begrüßt. Eine Abwägung bzw. Berücksichtigung war 
nicht erforderlich. 
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 Stellungnahme vom 27.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Staatliches Bauamt Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Der Bebauungsplan für die Agri-PV-Anlage muss dem Anpassungsgebot (§ 1 
Abs. 4 BauGB) und dem Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB) Rech-
nung tragen. 

In den textlichen Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist 
eine Regelung vorgesehen, die der raumordnerischen Zielsetzung (Windkraft) 
Rechnung tragen und sicherstellen soll, dass der Windkraftnutzung tatsäch-
lich ein Vorrang eingeräumt wird. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es zur 
Sicherstellung des Vorrangs der Windkraftnutzung nicht ausreicht, dass die 
Agri-PV-Anlage im betreffenden Bereich zurückgebaut wird. Es dürfen sich 
aus dem Bebauungsplan auch keine rechtlichen Hindernisse ergeben, die eine 
Windkraftnutzung verhindern würde. 

Derzeit trifft der vorhabenbezogene Bebauungsplan nur Regelungen, die die 
Agri-PV-Anlage ermöglichen. Der Zulassung der Windkraftnutzung stehen die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes entgegen: Eine Windkraftanlage ist 
schlicht mit der festgesetzten Art der Nutzung "AgriPV" nicht vereinbar. 

Dem Anpassungsgebot nach § 1 Abs. 4 BauGB muss der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan jedoch Rechnung tragen und der Vorrang für die Windkraft-
nutzung muss zumindest so lange gewährleistet sein, solange der Regional-
plan eine Vorrangfläche "Windkraft" festlegt. 

Die vorgesehenen Regelungen in Nr. 2.9 des Bebauungsplans sind hierzu und 
auch für den Rückbau der Agri-PV-Anlage zu unbestimmt. Aus der Regelung 
muss klar und deutlich hervorgehen, welches Ereignis (Eintritt der Bedingung) 
an welcher Stelle dazu führt, dass die Nutzung "Agri-PV-Anlage" nicht mehr 
zulässig ist und die Rückbauverpflichtung zugunsten der Windkraft ausgelöst 
wird. Ansonsten ist die Vollzugsfähigkeit mangels klarer Regelung in Frage 
gestellt. 

Aus der Regelung geht bisher nicht hervor, wann eine Beeinträchtigung der 
Windkraftnutzung vorliegt und wer die Beeinträchtigung feststellt. Dies 
müsste im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gefasst und zweifelsfrei ge-
regelt werden. Evtl. böte sich als Anknüpfungspunkt das Vorliegen einer Ge-
nehmigung für eine Windkraftanlage an. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme des Landratsamtes Ostallgäu wird zur Kenntnis genom-
men. 

Der Hinweis zum Anpassungsgebot gem. § 1 Abs. 4 wird zur Kenntnis genom-
men. Unter Punkt 2.1 wurde der Positivkatalog um die Möglichkeit der Errich-
tung einer Windkraftanlage im Falle eines notwendigen Rückbaus der Agri-PV 
Anlage ergänzt. Der bisherige Zulässigkeitskatalog wurde bewusst nur auf 
eine Agri-PV-Anlage ausgelegt, da der Vorhabenträger auch nur eine solche 
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umsetzen möchte. Die Verpflichtung und damit letztlich auch das städtebau-
liche Erfordernis bezieht sich vollumfänglich auf eine Agri-PV Anlage. Den-
noch kann die Anmerkung des Landratsamtes nachvollzogen werden. Es ist 
richtig, dass in Abstimmung mit der Regierung von Schwaben eine bedingte 
Festsetzung aufgenommen wurde, um sicherzustellen, dass den Zielen der 
Raumordnung (hier: Vorranggebiet Windkraft) nicht widersprochen wird. For-
mal wird daher die Zulässigkeit einer solchen Windkraftanlage in den Nut-
zungskatalog aufgenommen, auch wenn die Umsetzung innerhalb des Gel-
tungsbereiches nicht geplant und auch nicht erfolgen wird. Die bedingte Fest-
setzung ist vor allem deswegen erforderlich, weil auch außerhalb des Gel-
tungsbereiches Windkraftanlagen entstehen können, welche je nach Nähe 
zum Vorhaben, einen Rückbau der Agri-PV-Anlage zur Folge haben können. 
Eine Anpassung der Art der baulichen Nutzung auf Windkraft oder Regenera-
tive Energie würde dem Vorhaben nicht entsprechen.  

Die Regelungen unter Punkt 2.9 wurden entsprechend darum ergänzt, wel-
ches Ereignis zu einem Rückbau führt und wann eine entsprechende Beein-
trächtigung vorliegt und von wem diese festgestellt wird. Die Verpflichtung 
zum Rückbau der Agri-Photovoltaikanlage wird ausgelöst, sobald eine Wind-
kraftanlage innerhalb des Vorranggebiets genehmigt wird und die Agri-Pho-
tovoltaikanlage in Ihrer Nutzung der Umsetzung von Windkraft entgegen-
steht. Eine Beeinträchtigung liegt dann vor, wenn die Windenergie auf Grund 
der Agri-Photovoltaikanlage in ihrer Größe, Lage oder Funktion eingeschränkt 
wird. Die Beeinträchtigung wird in einem solchen Fall von der Genehmigungs-
behörde festgestellt. 

 Stellungnahme: 

Es sollte nachvollziehbar sein, welchen räumlichen Umfang der Wegfall der 
Zulässigkeit der baulichen Nutzung "Agri-PV" und die Rückbauverpflichtung 
zugunsten der Windkraftnutzung haben kann. 

Nach der aktuell vorgesehenen Regelung in Nr. 2.9 wäre die Agri-PV-Anlage 
vollständig zurückzubauen, also nicht nur in dem Bereich, der ggf. mit der 
Windkraftnutzung kollidieren könnte. Hier könnte zur Klarstellung nochmals 
der Begriff des Überschneidungsbereichs aufgenommen werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis auf den Rückbaubereich im Falle der Errichtung einer Windkraft-
anlage wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung wurde so angepasst, 
dass der Rückbau nur innerhalb des Überschneidungsbereiches zu veranlas-
sen ist. 
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2.1.2 Land-/Forstwirtschaft: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 09.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Amtes für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Kaufbeuren: 

 Stellungnahme: 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustän-
digkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage 

Bereich Forsten: 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes gehen aus forstlicher Sicht 
potenzielle Flächen verloren, die im geltenden FNP als Flächen für die Forst-
wirtschaft vorgesehen sind. Hier wird darauf hingewiesen, dass der Rohstoff 
Holz als Erneuerbare Energie gilt und eine nachhaltige und sichere Wärme- 
und Stromversorgung in regionalen Kreisläufen gewährleisten kann. Gleich-
zeitig erfüllt Wald im Gegensatz zur vorgesehenen Nutzung, wichtige Funkti-
onen zur Luftreinhaltung, Kohlenstoffspeicherung, Biodiversität, Abmilderung 
von Starkniederschlägen etc. Vor diesem Hintergrund ist die vorgeschlagene 
Änderung des FNP bedauerlich. 

Das Vorhaben ist weitestgehend von Wald im Sinne des Bayerischen Wald-
gesetzes (BayWaldG) umschlossen (FlNr. 252, 238, 480, 480/1, 484, 257, 
257/2, 482, 256,254). In der vorliegenden Fassung ist ein Abstand der Be-
bauung zum Wald mit 6 m vorgesehen. Dies ist bei weitem nicht ausreichend. 
Insbesondere bei Sturmereignissen können Bäume entwurzeln, abknicken 
oder Äste und Kronenteile auf die geplante Anlage fallen. Die Bäume können 
auf diesen Standorten eine Höhe über 30 m erreichen. Daher ist ein Mindest-
abstand der Bebauung zum Wald von 30 m einzuhalten. Die Erfahrungen der 
letzten Stürme haben zudem gezeigt, dass diese nicht zwingend aus der 
Hauptsturmrichtung kommen und daher ein ausreichender Abstand in alle 
Himmelsrichtungen gewahrt werden muss. 

Da auch bei einem ausreichenden Abstand Einflüsse des Waldes nicht aus-
geschlossen werden kann, ist aus hiesiger Sicht die Voraussetzung für eine 
Baugenehmigung, dass zuvor eine zivilrechtliche Haftungsausschlussrege-
lung mit den angrenzenden Waldeigentümer getroffen wurde. 

Die benachbarten Waldgrundstücke dürfen bei der Bewirtschaftung nicht ein-
geschränkt werden. Daher muss die Zufahrt zu diesen dauerhaft gewährleis-
tet werden. Dies gilt insbesondere für die Wälder auf der FlNr. 252 und 238. 

Aus forstfachlicher Sicht bestehen keine Einwände bezüglich der Ausgleichs-
fläche. 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass auf Ebene des Flächennutzungsplans 
Flächen für die Forstwirtschaft verloren gehen.  

Der Änderungsbereich wird überwiegend als "Flächen für die Landwirtschaft" 
dargestellt. Südöstlich befinden sich zusätzlich Bereiche, die als "Geeignete 
Bereiche für die Erstaufforstung mit standortgerechtem Mischwald" ausge-
wiesen sind. Da diese Bereiche derzeit noch unbewaldet sind, kommt es ak-
tuell zu keinem direkten Verlust forstwirtschaftlich genutzter Flächen. 

Trotzdem geht durch die Planung eine Fläche verloren, die potenziell für eine 
zukünftige Aufforstung vorgesehen ist. Da die Errichtung der Anlage jedoch 
auf einen Zeitraum von 40 Jahren begrenzt ist, stehen die Flächen nach Ab-
lauf der Nutzungsdauer wieder für eine mögliche Aufforstung zur Verfügung. 

Geringfügig liegen innerhalb des aktuellen Geltungsbereichs auch Flächen, 
die als "Flächen für die Forstwirtschaft" dargestellt sind. Um einen Verlust be-
stehender bewaldeter Flächen zu vermeiden, werden die dort vorkommenden 
Gehölze durch Pflanzbindungen gesichert. Die betroffenen Bereiche stehen 
künftig nicht mehr für eine Nutzung zur Erzeugung erneuerbarer Energien zur 
Verfügung. Ihre Funktionen in Bezug auf Luftreinhaltung, Kohlenstoffspeiche-
rung, Biodiversität sowie die Abmilderung von Starkniederschlägen bleiben 
jedoch erhalten. 

Da es sich bei dem Vorhaben um die Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage 
handelt, steht die Erzeugung regenerativer Energien im Vordergrund. Mit der 
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer 
solchen Anlage leistet die Gemeinde einen Beitrag zur Erreichung der Klima-
ziele. 

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist festgesetzt, dass der Vorhaben-
träger nach der Betriebseinstellung der Agri-Photovoltaikanlage die Flächen 
wieder in den Zustand landwirtschaftlicher Nutzflächen sowie in "Geeignete 
Bereiche für die Erstaufforstung mit standortgerechtem Mischwald" zurück-
zuführen hat. Dies wird ergänzend unter Ziffer 2.15" Zeitliche Befristung der 
Nutzung, Folgenutzung" festgesetzt. Damit stehen die Flächen langfristig er-
neut für die forstwirtschaftliche Nutzung und die Erzeugung des Rohstoffs 
Holz zur Verfügung. 

Da das gesamte Flurstück von Waldflächen umschlossen wird, wäre es aus 
wirtschaftlicher Perspektive nicht vertretbar, einen Waldabstand von 30 m 
einzuhalten. Bei der geplanten Agri-Photovoltaikanlage handelt es sich um 
eine Nutzung, bei der weder offene Feuerungsstätten eingesetzt werden 
noch ein dauerhafter Aufenthalt von Personen vorgesehen ist. Durch den feh-
lenden Personenaufenthalt besteht lediglich ein äußerst geringes Risiko für 
die Gesundheit einzelner Menschen. Zudem geht von der Anlage selbst keine 
relevante Brandgefahr aus, sodass auch keine Schädigung des angrenzenden 
Waldes zu erwarten ist. Unter diesen Rahmenbedingungen ist eine Unter-
schreitung des regulären Waldabstands fachlich vertretbar und zulässig. 
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Etwaige Schäden durch herabfallende Äste oder umstürzende Bäume sind 
vom Anlagenbetreiber hinzunehmen. Die Absicherung erfolgt über eine pri-
vatrechtliche Vereinbarung. Der gewählte Waldabstand von 6 m gewährleis-
tet zugleich eine uneingeschränkte forstwirtschaftliche Nutzung der angren-
zenden Waldflächen. 

Da der zuvor dargestellte Waldrand nicht dem tatsächlichen Verlauf ent-
sprach, wurde dieser aus der Planzeichnung entfernt. Der reale Waldrand ver-
läuft teilweise direkt auf der Grenze des Geltungsbereichs, teilweise auch in-
nerhalb des Plangebiets. In den Bereichen, in denen sich der tatsächliche 
Waldrand innerhalb des Plangebiets befindet, wurden entsprechende Pflanz-
bindungen festgesetzt, um den vorhandenen Baumbestand zu sichern.  

Der gewählte Waldabstand von 6 m orientiert sich am tatsächlichen Verlauf 
des Waldrandes bzw. an der Grenze des Geltungsbereichs und an den fest-
gesetzten Pflanzbindungen. Der Abstand von 6 m entlang der Pflanzbindun-
gen gewährleistet zudem eine bessere Erreichbarkeit der benachbarten Flur-
stücke Nr. 252 und Nr. 238. Dadurch bleibt eine uneingeschränkte Zufahrt zu 
den betreffenden Waldflächen dauerhaft gesichert. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus forstlicher Sicht keine Einwände 
gegen die Ausgleichsfläche bestehen. 

 Stellungnahme vom 16.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Landratsam-
tes Ostallgäu, Untere Naturschutzbehörde, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Für eine extensive Bewirtschaftung innerhalb des Vorhabensgebietes ist ein 
Entwicklungskonzept vorzulegen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen zur extensiven Bewirtschaftung werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Die zukünftige Nutzung der Fläche sieht eine einmalige Mahd vor, die Mitte 
bis Ende Mai durchgeführt wird. Anschließend wird die Fläche als Weide für 
Rinder genutzt, die sich bis Mitte Oktober dort aufhalten. Eine Düngung er-
folgt künftig nicht mehr. 

Unter diesen Voraussetzungen bleibt die landwirtschaftliche Nutzung weiter-
hin möglich, gleichzeitig findet jedoch über die Jahre ein Nährstoffentzug 
statt. Dies führt zu einer extensiveren Bewirtschaftung im Vergleich zur bis-
herigen Nutzung und fördert die Entwicklung eines artenreicheren Bestandes. 
Die landwirtschaftliche Nutzung steht dabei weiterhin im Vordergrund, was 
das Ziel einer Agri PV-Anlage ist. Ein entsprechender Passus zur vorgesehe-
nen Nutzung wird unter Ziffer 7.2.3.1 in der Begründung des Umweltberichts 
ergänzt.  

Zudem wird unter Ziffer 2.11 "Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft" ergänzend festgesetzt, dass auf den 
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Einsatz von Düngungs- und Pflanzenschutzmitteln auf der Anlagenfläche zu 
verzichten ist. 

Des Weiteren wird unter Ziffer 4.14 "Ergänzende Hinweise" aufgeführt, dass 
auf Ebene der Baugenehmigung ein Entwicklungskonzept zur nachhaltigen 
Bewirtschaftung der Fläche auszuarbeiten ist. 

 Stellungnahme vom 20.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 des Amtes für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Kaufbeuren: 

 Stellungnahme: 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustän-
digkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage 

Bereich Forsten: 

Bezüglich des Waldabstandes wird der geplante Abstand von 6 m als zu ge-
ring angesehen. Zwar ist der Bereich nicht für den dauerhaften Aufenthalt von 
Menschen vorgesehen, es besteht dennoch die Gefahr, dass die Anlage 
durch herabfallende Äste oder umfallende Bäume Schaden nimmt. 

Um mögliche Beeinträchtigungen im Betriebszeitraum für die Anlage zu mini-
mieren, ist ein größerer Waldabstand von einer halben Baumlänge (15 m) zu 
wählen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen zum festgelegten Waldabstand werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Unter Ziffer 2.16 "Haftungsausschluss bei waldtypischen Einwirkungen" ist 
bereits festgesetzt, dass der Betreiber der Anlage die vollständige Verant-
wortung für etwaige Beeinträchtigungen oder Schäden übernimmt, die durch 
waldtypische Einwirkungen entstehen können. Die Absicherung erfolgt durch 
eine privatrechtliche Vereinbarung. 

Nachteilige Auswirkungen, beispielsweise durch herabfallende Äste oder um-
stürzende Bäume, sind vom Anlagenbetreiber ohne Geltendmachung von An-
sprüchen hinzunehmen. Aus diesem Grund wird am geplanten Waldabstand 
von 6 m festgehalten. Zudem wurde darauf geachtet, die Fläche bestmöglich 
für die Errichtung einer Agri-PV-Anlage zu nutzen, um einen möglichst hohen 
energetischen Nutzen aus der Fläche zu erzielen. 

 Stellungnahme: 

Bereich Landwirtschaft: 

Die Planung einer "Agri-PVA" wird aus Sicht der Landwirtschaftsverwaltung 
generell begrüßt und befürwortet. Die überwiegend landwirtschaftliche Nut-
zung der Fläche soll allerdings auch nachhaltig gewährleistet bleiben und soll 
den Vorgaben des landwirtschaftlichen Förderrechts langfristig betrieben 
werden können. 
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Da der Begriff nicht von sich aus gesichert ist, sollte auch im Rahmen einer 
Bauleitplanung zum Nachweis einer dauerhaften, ernsthaften landwirtschaft-
lichen Nutzung ein entsprechendes Konzept erstellt und umgesetzt werden. 

Dem Begriff "Agri-PVA" werden nur die Anlagen wirklich gerecht, welche die 
Vorgaben der dafür vorgesehene DIN SPEC 91434 (bzw. künftig evtl. DIN 
SPEC 91492 für Weide-haltung) nachhaltig einhalten. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen zur geplanten Agri-PV-Anlage werden zur Kenntnis genom-
men.  

Die zukünftige Nutzung der Fläche sieht eine einmalige Mahd vor, die Mitte 
bis Ende Mai durchgeführt wird. Anschließend wird die Fläche als Weide für 
Rinder genutzt, die sich bis Mitte Oktober dort aufhalten. Eine Düngung er-
folgt künftig nicht mehr. 

Unter diesen Voraussetzungen bleibt die landwirtschaftliche Nutzung weiter-
hin möglich, gleichzeitig findet jedoch über die Jahre ein Nährstoffentzug 
statt. Dies führt zu einer extensiveren Bewirtschaftung im Vergleich zur bis-
herigen Nutzung und fördert die Entwicklung eines artenreicheren Bestandes. 
Die landwirtschaftliche Nutzung steht dabei weiterhin im Vordergrund, was 
das Ziel einer Agri PV-Anlage ist. Die Vorgaben der DIN SPEC 91434 werden 
eingehalten. 

 Stellungnahme: 

Wir empfehlen deswegen unter dem Textteil der Satzung § 2.1 "Für die Be-
bauung vorgesehener Flächen und deren Art der Baulichen Nutzung" ein Pas-
sus dahingehend zu ergänzen, dass als Nachweis zum Vorliegen einer "Agri-
PVA" ein Zertifikat nach DIN SPEC 91434 bzw. 91492 einer zugelassenen Zer-
tifizierungsstelle vor Baubeginn vorzulegen ist. 

(Hinweis: Dieses Zertifikat wird auch im Rahmen der EEG-Vergütung als Agri-
PV-Anlage vom EVU eingefordert und ist deshalb in der Regel zu erstellen). 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen zum DIN SPEC 91434 werden zur Kenntnis genommen. Un-
ter Ziffer 4.13 "Ergänzende Hinweise" wird ein entsprechender Hinweis auf-
genommen, der festhält, dass vor Beginn der Bauausführung ein gültiges Zer-
tifikat nach DIN SPEC 91434 beziehungsweise DIN SPEC 91492 vorzulegen 
ist. Das Zertifikat muss von einer hierfür zugelassenen und akkreditierten Zer-
tifizierungsstelle ausgestellt und der zuständigen Behörde vor Baubeginn 
nachgewiesen werden. 

 

 

 

  



 

 Gemeinde Bidingen  Zusammenfassende Erklärung zum  
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Agri-Photovoltaikanlage Bernbach Nord"  

zur Fassung vom 04.03.2026 

Seite 46 

2.1.3 Brandschutz: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 15.09.2025 zur Fassung vom 08.07.2025 des Landrats-
amtes Ostallgäu, Staatliches Bauamt, Marktoberdorf: 

 Stellungnahme: 

Die Ausführungen zur Löschwasserversorgung in 9.2.2.1 sind zu prüfen und 
ggf. anzupassen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis zu den Ausführungen zur Löschwasserversorgung wird zur 
Kenntnis genommen. Die Ausführung ist als Hinweis zu verstehen. Grundsätz-
lich wird die Löschwasserversorgung jedoch auf Vollzugsebene sicherge-
stellt. 

  

2.1.4 Allgemeines zur Planung: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Gemeinderates: 

 Stellungnahme vom 15.01.2026 zur Fassung vom 17.11.2025 der Regierung 
von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München: 

 Stellungnahme: 

Gegen das im Betreff genannte Vorhaben der Gemeinde Bidingen bestehen 
aus bergrechtlicher Sicht keine Einwendungen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern wird begrüßt. Eine Abwä-
gung bzw. Berücksichtigung war nicht erforderlich. 

 Stellungnahme vom 18.12.2025 zur Fassung vom 17.11.2025 der Regierung 
von Oberbayern, Sachgebiet 24.2 – Raumordnung, Landes- und Regionalpla-
nung, München: 

 Stellungnahme: 

Nachfolgende Beteiligung betrifft die höhere Landesplanungsbehörde an der 
Regierung von Oberbayern nicht, da die Gemeinde zum Landkreis Ostallgäu 
gehört und somit zum Regierungsbezirk Schwaben. 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern wird zur Kenntnis genom-
men, eine weitere Beteiligung erfolgt nicht. Eine Abwägung bzw. Berücksich-
tigung war nicht erforderlich. 
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3  Wahl des Planes in Bezug auf in Betracht kommende anderweitige 
Planungsmöglichkeiten 

  

3.1 Allgemeines Planungserfordernis:  

 
Der Anlass für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist 
die Absicht eines privaten Investors ("energy heroes GmbH") eine Agri-Pho-
tovoltaikanlage nördlich des Ortsteils "Bernbach" und nordwestlich des 
Hauptortes "Bidingen" im östlichen Randbereich des Forstes "Auf dem Ru-
cken" zu errichten. Da sich das geplante Vorhaben im Außenbereich gem. § 35 
BauGB befindet, ist für die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes notwendig. 

Die Planungen der Vorhabenträgerschaft sind so weit fortgeschritten, dass 
ein Vorhaben- und Erschließungsplan vorhanden ist. Dieser dient als Grund-
lage für den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Es wird be-
wusst ein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt, um Baurecht nur 
für die Vorhabenträgerschaft und nur für dieses konkrete Vorhaben entstehen 
zu lassen. 

Die Gemeinde sieht sich in der Verantwortung, im Rahmen ihrer Planungsho-
heit einen aktiven Beitrag zur Energiewende zu leisten. Die Integration von 
Photovoltaikanlagen in die landwirtschaftliche Nutzung — wie im vorliegen-
den Fall durch die Agri-Photovoltaik — stellt zudem eine innovative und be-
sonders flächenschonende Lösung dar, die sowohl ökologische als auch öko-
nomische Vorteile vereint. Der Gemeinde erwächst somit ein planerisches Er-
fordernis, um durch bauleitplanerische Steuerung die Voraussetzungen für 
eine zukunftsfähige Energieversorgung vor Ort zu schaffen und zugleich ihre 
Klimaschutzziele zu unterstützen. 

  

3.2 Alternative Planungs-Möglichkeiten / Standort-Wahl:  

 Im Sinne des Klimaschutzes unterstützt die Gemeinde Bidingen grundsätzlich 
die Errichtung von Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien. Um geeig-
nete Standorte zu ermitteln, werden eingehende Anträge, nach einem eigens 
erstellen Kriterienkatalog, im besonderen Hinblick auf ein verträgliches Land-
schaftsbild, landwirtschaftliche Belange sowie geschützte Lebensräume, be-
wertet. Der Standort der geplanten PV-Anlage "Agri-Photovoltaikanlage Bern-
bach Nord" erfüllt all diese Kriterien, weswegen keine alternativen Standorte 
überprüft wurden. 

Die Gemeinde ist bei der Umsetzung von Photovoltaikanlagen auf einen Vor-
habenträger angewiesen und somit auch auf Flächen, welche der Vorhaben-
trägerschaft zur Verfügung stehen. Da die fachlichen Belange zu dem aktuell 
geplanten Standort abgearbeitet werden können und eine entsprechende An-
frage vorliegt, sieht die Gemeinde den Standort vorliegend als geeignet an. 
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3.2.1 Städtebauliche Entwurfs-Alternativen: 

 Es wurden keine alternativen Pläne im Rahmen der städtebaulichen Entwurfs-
Planung erarbeitet. 

  

3.2.2 Planungs-Alternativen im Rahmen der Entwurfs-Planung: 

 Folgende Festsetzungs-Alternativen wurden im Rahmen der Entwurfs-Pla-
nung abgewogen: 

 Möglichkeiten der Festsetzung: 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan (vBP9 

Gewählte Festsetzung mit Begründung der Auswahl: 

Die Bestimmung der Art der baulichen Nutzung stellt einen zentralen Punkt 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes dar. Die Bestimmung erfolgt nicht 
auf der Grundlage der Vorschriften des § 9 BauGB. Sie ist jedoch stark an die 
Systematik und Terminologie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) ange-
lehnt. Durch die Festsetzung des Nutzungszweckes "Agri-Photovoltaikan-
lage" soll eine dem Allgemeinverständnis zugängliche Zielrichtung vorgege-
ben werden. 

Die Art der baulichen Nutzung wird auf das geplante Vorhaben bezogen fest-
gesetzt. Es wird also eine detaillierte Liste an zulässigen Nutzungen ausgear-
beitet, die explizit an die für die Errichtung und den Betrieb einer Agri-Photo-
voltaikanlage angepasst ist. Dies sind insbesondere die Photovoltaikmodule 
sowie die Transformatoren und Übergabestation zur Einspeisung der produ-
zierten Elektrizität in das öffentliche Stromnetz. Das Ständerwerk der Photo-
voltaikmodule ist ohne Fundament mit einer maximalen Höhe von 4,50 m über 
der Oberkante des natürlichen Geländes zulässig. Darüber hinaus sind Ne-
bengebäude mit einer maximalen Fläche von 250 m² und einer Höhe von 
3,50 m zulässig, welche zur Aufbewahrung von Wartungsgeräten dienen. Zu-
sätzlich ist ein Zaun zur Einfriedung bis zu einer maximalen Höhe von 2,50 m 
und eine Werbeanlage mit einer Größe von 6 m² zulässig. Die Errichtung von 
baulichen Anlagen, die nicht der Erzeugung oder Speicherung von Elektrizität 
aus solarer Strahlungsenergie dienen, wird damit auf das notwendige Maß 
begrenzt. Zudem wurde in die Positivliste die Möglichkeit der Errichtung von 
Windkraftanlagen aufgenommen, um im Zweifel eines Rückbaus der Agri PV- 
Anlage die Errichtung von Windkraftanlagen ebenfalls zu ermöglichen. 
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 Möglichkeiten der Festsetzung: 

Grundflächenzahl (GRZ), zulässige Grundfläche, überbaubare Grundstücks-
flächen (Baugrenzen) 

Gewählte Festsetzung mit Begründung der Auswahl: 

Die Festsetzung der Grundflächenzahlen (GRZ) erfolgt entsprechend dem 
Vorhaben- und Erschließungsplan. Der Wert der GRZ ist so gewählt, dass ei-
nerseits die Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage erfolgen kann, anderer-
seits wird hierdurch einer potenziellen städtebaulichen Fehlentwicklung 
durch übermäßige Bebauung entgegengewirkt. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, 
dass sie über die mögliche Größe der baulichen Anlagen auf Grund der Nut-
zungsziffern (Grundflächenzahl) hinausgehen. Sie sind so gewählt, dass die 
Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage technisch möglich ist. 

  

 Möglichkeiten der Festsetzung: 

Maximale Höhen der baulichen Anlagen  

Gewählte Festsetzung mit Begründung der Auswahl: 

Die Festsetzung einer Gesamthöhe der baulichen Anlagen schafft einen ver-
bindlichen Rahmen zur Umsetzung der Agri-Photovoltaikanlage. Die Höhen-
festsetzung ist so gewählt, dass die technischen Anforderungen an das Auf-
ständern der einzelnen Solarmodule eingehalten werden. Gleichzeitig trägt 
sie dazu bei, eine abweichende Bebauung auszuschließen und die Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild zu verringern. Als oberer Bezugspunkt gilt die 
Oberkante des jeweiligen PV-Moduls bzw. der höchste Punkt der baulichen 
Anlagen. 

  

 Möglichkeiten der Festsetzung: 

Begrenzung der Nutzungsdauer 

Gewählte Festsetzung mit Begründung der Auswahl: 

Die festgesetzte Nutzung des Gebietstyps als "Agri-Photovoltaikanlage" ist 
auf eine Dauer von 40 Jahren ab Inbetriebnahme der Anlage begrenzt. Diese 
Festsetzung ist in der Wirtschaftlichkeit der geplanten Anlage begründet, de-
ren Lebensdauer begrenzt ist. Nach dem Ende der Nutzung der Anlage bzw. 
bei dauerhafter Aufgabe der Nutzung der Agri-Photovoltaikanlage ist diese 
vollständig zurückzubauen und zu entsorgen. Die Flächen im Plangebiet wer-
den wieder in ihren ursprünglichen Zustand zurückversetzt - als Folgenutzung 
wird eine landwirtschaftliche Nutzung bestimmt. 
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 Möglichkeiten der Festsetzung: 

Haftungsausschluss bei waldtypischen Einwirkungen 

Gewählte Festsetzung mit Begründung der Auswahl: 

Agri-Photovoltaikanlagen, die in unmittelbarer Nähe zu Waldflächen errichtet 
werden, sind naturgemäß Einwirkungen ausgesetzt, die sich aus der Dynamik 
und den natürlichen Prozessen des Waldes ergeben. Da diese Prozesse nicht 
vollständig kontrollierbar sind und die Erhaltung naturnaher Waldränder sowie 
der Schutz der forstwirtschaftlichen Nutzung von besonderem öffentlichem 
Interesse sind, ist es sachgerecht, die Verantwortung für mögliche daraus re-
sultierende Beeinträchtigungen oder Schäden der Nutzungseinrichtung zuzu-
weisen. Mit der Festsetzung "Haftungsausschluss bei waldtypischen Einwir-
kungen" wird klargestellt, dass der Betreiber der Agri-Photovoltaikanlage die 
volle Verantwortung für den ordnungsgemäßen Betrieb im Hinblick auf mög-
liche waldtypische Einwirkungen trägt. Hierzu erfolgt eine privatrechtliche 
Vereinbarung. 

  

 Möglichkeiten der Festsetzung: 

Rückbau der PV-Anlagen im Vorranggebiet 

Gewählte Festsetzung mit Begründung der Auswahl: 

Die Festsetzung "Rückbau der PV-Anlagen im Vorranggebiet" dient der Siche-
rung der übergeordneten Zielsetzung der Raumordnung, wonach in ausge-
wiesenen Vorranggebieten für Windenergieanlagen eine bevorzugte Nutzung 
durch die Windenergienutzung gewährleistet werden soll. Im vorliegenden 
Fall überschneidet sich der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans mit dem Vorranggebiet Nr. 4 für die Errichtung überörtlich raum-
bedeutsamer Windkraftanlagen, wie im Regionalplan dargestellt. Um den Zie-
len der Raumordnung gerecht zu werden, wird die Errichtung und der Betrieb 
der Photovoltaikanlage unter den Vorbehalt gestellt, dass sie im Falle der kon-
kreten Umsetzung einer Windkraftnutzung im betroffenen Vorranggebiet zu-
rückgebaut werden muss. Damit wird sichergestellt, dass die zeitlich vorge-
lagerte Nutzung durch Photovoltaik keine dauerhafte oder faktische Sperr-
wirkung für die privilegierte Windkraftnutzung entfaltet. Der Rückbaupflicht 
kommt insofern eine raumordnerische Kompensationsfunktion zu. Die Rege-
lung ist erforderlich, um potenziellen planungsrechtlichen Konflikten zwischen 
konkurrierenden Formen der erneuerbaren Energien vorzubeugen und die 
Vorrangstellung der Windenergienutzung im betroffenen Gebiet zu erhalten. 
Gleichzeitig ermöglicht die Festsetzung eine vorübergehende Nutzung der 
Fläche durch Photovoltaik, solange keine konkrete Windkraftplanung erfolgt, 
wodurch eine sinnvolle und nachhaltige Zwischennutzung gegeben ist. Er-
gänzt wurde die Festsetzung um klare Regelungen, welches Ereignis zu einer 
Unzulässigkeit der Agri-PV Anlage führt und wann ein entsprechender Rück-
bau notwendig wird. Gleichzeitig wird geregelt, wann eine Beeinträchtigung 
vorliegt und von wem diese festgestellt wird. Die Festsetzung behält aller-
dings nur so lange ihre Gültigkeit, wie das Vorranggebiet Windkraft bestand 
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hat. Sollte das Vorranggebiet im Rahmen der Fortschreibung des Regional-
planes entfallen, verfällt auch die Festsetzung zur Regelung des Rückbaus 
der Agri-PV Anlage. 
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